
Das Chaos, das der Kapi-
talismus weltweit anrich-
tet, schockiert. 86% der Ju-
gendlichen meinen, dass 
ihre Generation unter den 
Fehlern der heutigen Poli-
tik leiden wird. 65% haben 
Angst vor Kriegen. Trotz-
dem sorgen die westlichen 
Staaten für noch mehr Ter-
ror und die Flucht Hun-
derttausender. Terrorismus 
zurückdrängen werden die 
westlichen Bomben genau 
so wenig wie im Irak und 
Afghanistan.

Dafür missbrauchen Eu-
ropas Regierungen die An-
schläge in Paris: In Frank-
reich wurden Streiks und 
Demos anlässlich der Kli-
makonferenz verboten. In 

Österreich wird über Not-
standsgesetze diskutiert, 
ein Spitzelgesetz beschlos-
sen, und für Grenzzäu-
ne und Aufrüstung werden 
Millionen ausgegeben.

Für die Meisten wird das 
tägliche Leben immer här-
ter. Bei der Zielpunkt-In-
solvenz hinterlässt der 43 
reichste Österreicher 2.700 
Beschäftigte ohne Geld. 
Die Arbeitslosigkeit liegt 
bei 9,2%. Obwohl, allein in 
Wien, über 80.000 Woh-
nungen leer stehen, werden 
diesen Winter Menschen 
(er)frieren.

Politik und Medien geben 
MigrantInnen die Schuld 
an Terror und sozialen Pro-
blemen. Ausgelöst durch 
die Hetze gegen Flüchtlin-
ge steigt die rechte Gewalt. 
In Österreich haben sich 
fremdenfeindliche Über-
griffe seit Jahresbeginn 2015 
verfünffacht. 

Überall zeigen sich die 
Auswirkungen eines Sys-
tems, in dem Rüstungs-
konzerne, Immobilien-
spekulanten und Mana-
ger regieren. Kein Wunder, 

dass laut Umfragen 78% 
wenig bis gar kein Ver-
trauen in die Politik ha-
ben. Großen Unterneh-
men vertrauen nur 30%.

Aber es gibt auch immer 
mehr, die das alles nicht 
länger akzeptieren. Die 
Proteste nehmen zu und 
auch in Österreich gab es 
2015 große Demos in So-
lidarität mit Flüchtlingen, 
für bessere Arbeitsbedin-
gungen im Sozial- und 

Gesundheitsbereich und 
gegen rassistische Auf-
märsche.

Wir brauchen eine Partei 
für ArbeiterInnen und Ju-
gendliche, die diesen Wi-
derstand von unten orga-
nisiert und für eine Welt 
kämpft, in der wir in 
Schulen, Krankenhäuser 
und Arbeitsplätze inves-
tieren und nicht in Ban-
ken, Kriege und Luxus-
jachten		
                  Christoph Glanninger

Die SLP fordert: 

FFWiderstand gegen 
Kürzungspolitik und 
Arbeitslosigkeit 
FF Terrorursachen 
Armut, Rassismus und 
Kriege bekämpfen 
FF Eine neue Partei für 
ArbeiterInnen, Arbeits-
lose, Jugendliche und 
MigrantInnenHolen 
wir uns das Geld 
bei den Reichen!

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Terror, Krieg, 
Umweltzerstörung und Armut –
wir alle müssen unter der 
Krise des Kapitalismus leiden.

Bildung: Getarnte Kürzungen
Die Bildungsreform wird von der Regierung als Er-
folg dargestellt. Tatsächlich bringt sie aber Ver-
schlechterungen für SchülerInnen, LehrerInnen 
und Eltern. Denn weil das Ganze „kostenneutral“ 
sein muss, werden die sozialen Unterschiede noch 
weiter verstärkt. Es braucht Geld für Bildung und 
eine gemeinsame Schule aller 6-19jährigen für alle. 	
                		                    Seite  2

USA: Sozialistische Stadträtin 
Unterstützt von 600 Freiwilligen, mehr als 30 
Gewerkschaften und Dutzenden fortschritt-
lichen Organisationen und auf Basis von jah-
relanger Kampagnenarbeit für Mietsenkungen 
und gegen das Big Business wurde Kshama Sa-
want, sozialistische Stadträtin in Seattle/USA, 
mit 57 % wiedergewählt.		             		
			              Seite   12

Schwerpunkt
In Syrien herrscht ein blu-
tiger Krieg. Auf dem Rü-
cken von Armen, Arbei-
terInnen und der Land-
bevölkerung kämpfen 
die verschiedenen Eli-
ten um ihren Einfluss-
bereich.    Seiten 7-10
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Widerstand 
gegen Rassismus, Krieg und Kürzungen
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von Sonja Grusch� Ein Witz geht 
um: „Ein Unternehmer, ein 
Flüchtling, Strache und Frau 
Maier sitzen am Tisch. Auf 
dem Tisch liegen zwölf Kek-
se. Der Unternehmer nimmt 
sich elf Kekse und gibt drei 
davon Strache. Der dreht sich 

zu Frau Maier um und sagt 'Pass auf, der Flücht-
ling will deinen Keks stehlen'.“ Man könnte auch 
Regierungs- bzw. Medienleute dazu tun, die, wenn 
sie brav sind, vom Unternehmer mit Keksen gefüt-
tert werden. Nun die verschärfte Version: der Staat 
reißt sich das letzte Keks unter den Nagel und kauft 
damit Waffen und Überwachungsequipment, um 
ordentlich draufhauen zu können, wenn sich Frau 
Maier und/oder der Flüchtling auch was von den 
Keksen holen wollen.

Doch eigentlich ist das kein Witz, das ist Real-
politik. Eine Realpolitik, wo der Staat Geld für 
Aufrüstung statt für Bildung und Soziales ausgibt. 
Wo zehntausende ehrenamtliche HelferInnen und 
noch viel mehr SpenderInnen den Job der Regie-
rung machen, weil diese das Flüchtlingsthema lie-
ber als Ablenkungsmanöver inszeniert. Klamm-
heimlich werden Staatsicherheitsgesetz (Auf-
rüstung, Überwachung) und 12-Stunden-Tag für 
noch mehr Beschäftigte beschlossen. Das Budget 
und Schellings Pläne für Arbeitslose und Pensio-
nen sind eine Bedrohung für alle, die nicht reich 
sind. Doch das alles geht unter beim inszenier-
ten Kampf um das letzte Keks. Die Gewerkschaft 
versucht Unternehmen und Staat zu überzeugen, 
dass Beschäftigte, die auch ein paar Krümel be-
kommen, dann besser arbeiten können. Doch die 
zentrale Frage fehlt in der ganzen Kekserei: War-
um, verdammt nochmal, kriegt der Unternehmer 
(der Wahlweise Pfeiffer, Essl, Mateschitz oder auch 
Androsch heißen kann) eigentlich elf Kekse? Wer 
hat die denn gebacken? Wer das Getreide angebaut, 
geerntet, gemahlen? Wer die Bäckerei gebaut? Wer 
hat sie verpackt und transportiert? Also Schluss 
mit dem Kampf um die Krümel, her mit der Bäcke-
rei, der Fleischerei und der Molkerei!

Schulautonomie und knap-
pes Bildungsbudget ver-
lagern die finanzielle Ver-
antwortung auf die Schul-
leitung. Externe Sponsoren 
und v.a. Eltern springen als 
Geldquelle ein. Laut „Ver-
band der Elternvereine“ 
belaufen sich „versteckte“ 
Schulkosten (z.B. Spind, 
Ausflüge, Taschenrech-
ner, teilweise Laptop, Ko-
pier- oder Bastelkosten-
beitrag...) für eine 2-Kind-
familie auf ca. 3.000 € im 
Jahr. Kinder der Vermö-
genderen werden in teu-

re Privatschulen oder die 
„besseren“ Schulen gehen, 
wo auch dieses versteckte 
Schulgeld höher ist. Doch 
für immer mehr sind sol-
che Finanzhürden un-
überwindbar. Die Verer-
bung von (Bildungs)armut 
wird also fortgesetzt und 
einzementiert. Die sozi-
ale Durchmischung wird 
verhindert, die reiche Eli-
te bleibt noch stärker unter 
sich. Das Ziel der Reform - 

„bessere Bildung für alle“-
ist weit verfehlt: Nichtge-
nügend.

Diese Bildungsreform wird 
soziale Unterschiede verstärken!

Her mit Gesamt- und 
Ganztagsschulen – aber richtig!

Kekse 
für alle!
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Gesamt- und Ganztags-
schule sind seit rund 100 
Jahren das Ziel fortschritt-
licher Pädagogik. Wenn 
ALLE SchülerInnen von 
6-18 gemeinsam in kosten-
losen öffentlichen Schulen 
lernen und auch einen Flä-
chenberuf erlernen, dann 
nehmen soziale Durchmi-
schung, Integration und 
Förderung für sozial be-
nachteiligte SchülerInnen 
zu. Statt alle über einen 
Kamm zu scheren, wer-
den persönliche Stärken 
und Schwächen berück-

sichtigt. Der Unterricht 
selbst, nach dem neues-
ten Stand der Pädagogik 
durchgeführt, ist kein hi-
erarchisches Drillen, son-
dern Hilfe beim Selbst-
Lernen in kleineren Grup-
pen mit ausreichender Be-
treuung. Davon profitieren 
alle SchülerInnen, „star-
ke“ und „schwache“ und 
die Chancen werden glei-
cher. Dafür braucht es ei-
ne umfangreiche öffentli-
che Ausfinanzierung und 
Demokratisierung des Bil-
dungssystems.

Durch die Bildungsreform 
sollen die Gesamt- bzw. 
die Ganztagsschule ein-
geführt werden. Zumin-
dest ein bisschen. Denn 

maximal 15% aller Schu-
len eines Bundeslandes 
dürfen in der Modellre-
gion sein. Darüber freu-
en sich ÖVP und SPÖ. Ers-
tere, weil die Zwei-Klas-
sen-Bildung nicht angrif-
fen wird. Letztere, weil sie 
die Reform, die real Ver-
schlechterungen bedeu-
tet, zum Image-Aufpo-
lieren als Fortschritt ver-
kauft. Ist sie aber nicht! 
Was sind die Probleme? 

In erster Linie die fehlen-
den Finanzmittel – Stich-
wort „kostenneutral“. 
Verschärft wird das durch 
die Schulautonomie. Den 

Modellschulen stellt der 
Bund keine zusätzlichen 
Mittel zur Verfügung. Die 
sind aber für eine päda-
gogisch gute Umsetzung 
notwendig. Schulautono-
mie bedeutet also, dass die 
Schulleitung die knappen 
Gelder verwalten und er-
weitern muss. Ankündi-
gungen wie „Digitalisie-
rung der Bildung“ klin-
gen hohl, wenn gleichzei-
tig klar ist, dass kein Geld 

fürs Bildungswesen in die 
Hand genommen wird.

Der Einfluss von Bund, 
Ländern und PolitikerIn-
nen auf die Schule wur-
de nicht reduziert, Lehre-
rInnen und SchülerInnen 
haben immer noch nichts 
mitzureden. Die Direkti-
on darf künftig darüber 
entscheiden, wer LehrerIn 
an der Schule ist und wer 
nicht: die Auswahl wird 
von persönlichen Ansich-
ten der Leitung geprägt 
sein. Wenn diese Ansich-
ten reaktionär sind, wer-
den auch reaktionäre Leh-
rerInnen angestellt. Diese 
Reform bewirkt das Ge-
genteil ihrer angeblichen 
Absicht und wird die oh-
nehin starke soziale Diffe-
renzierung, in der das Bil-
dungslevel von Eltern auf 
Kinder weitergeben wird, 	
		  Nikita Tarasov

Wegen Sparzwangs verstärkt 
die Bildungsreform die sozialen 
Unterschiede noch weiter.
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1,6 Millionen Menschen in 
Österreich sind arm oder 
armutsgefährdet.  Beson-
ders betroffen: Arbeitslo-
se, Frauen, Kinder, Pfle-

gebedürftige und Migran-
tInnen. Die verschiede-
nen Kürzungen der letzten 
Jahre haben die Situation 
verschlimmert.

Die „Bedarfsorientier-
te Mindestsicherung“ 
(seit 2010) ist mit 744 € ei-
ne Kürzung zu vorher und 
eine Armutsfalle. Durch 
die Bedingung „vermittel-
bar“ ist der Druck gestie-
gen und die Möglichkeit, 
Bezüge zu streichen. Das 
Ergebnis sind noch mehr 
prekäre Jobs mit niedri-

gen Löhnen, schlechten 
Bedingungen, weiten An-
fahrtswegen und Prob-
lemen bei der Kinderbe-
treuung. Durch das mas-

sive Erschweren der Früh-
pension (seit 2012) werden 
Kranke und ausgebrann-
te Menschen ohne Chan-
ce auf einen Job durch ab-
surde „Fit for Work“-Pro-
gramme drangsaliert bzw. 
in die Armut getrieben. 
Durch die Aufweichung 
von Schutzbestimmungen 
leben immer mehr Men-
schen mit Behinderung in 
Armut. 

So werden die Armen 
bekämpft und nicht die 
Armut! 

Die strukturellen Pro-
bleme sind Arbeitslosig-
keit, Pflegenotstand, pre-
käre Jobs und mangelnde 
soziale Aufstiegschancen 

im Bildungssystem, meint 
die „Armutskonferenz“. 
Bei fast einer halben Mil-
lion Arbeitsloser von „so-
zialer Hängematte“ zu re-
den, ist verhöhnend.

Statt diese offensichtli-
chen Armutsfallen abzu-
feiern, sollte die Gewerk-
schaft endlich einen ech-
ten Kampf für Arbeits-
zeitverkürzung, einen 
Mindestlohn und gegen 
prekäre Arbeitsverhält-
nisse und Firmenschlie-

ßungen führen! Am Pa-
pier tun sie das schon. 
Doch haben sie die „Ak-
tionswoche“ der GPA-djp 
für 1.700 € Mindestlohn 
mitbekommen? Es ist gut, 
wenn ein Mindestlohn 
und auch Arbeitszeitver-
kürzung von der Gewerk-
schaft gefordert werden. 
Aber Presseaussendungen 
und PR-Aktionen werden 
das nicht erreichen. Nur 
durch wirkliche Kampf-
maßnahmen, bei denen 
die Basis aktiv eingebun-
den wird, können Ver-
besserungen erkämpft 
werden. Die Milliarden, 
die für Bankenrettung 
und Steuergeschenke da 
sind, und jene, die auf den 
Konten der großen Kon-
zerne liegen – die müssen 
wir erkämpfen, um die 
Armut zu beseitigen!	
		  Jan Millonig

Mut zur Wahrheit oder 
m e n s c h e n v e r a c h -
tende Hetze? Frecher 
Bürgerschreck oder 
g'stopfte Bürgersöhn-
chen? Ein Foto eines 
Stacheldrahtzauns mit 
dem Kommentar „All 
Borders are Beauti-
ful #ABAB“, ein Kro-
ne-Artikel über den 
IS-Kämpfer und „Wie-
ner Hassprediger Mo-
hammed M.“ mit dem 
Kommentar „All pigs 
must die“ sowie weitere 
Hasspostings schmü-
cken die Twitterwall 
von „Idis“ wie Alexan-
der Markovics – Chef 
der Identitären Bewe-
gung Österreich, Ge-
schichte- & Powi-Stu-
dent, Ziehsohn der 
rechtsextremen Bur-
schenschaft Olympia. 
Das Stacheldraht-Pos-
ting wurde u.a. von 
seinem Freund Martin 
Sellner geteilt – Wiener 
Idi-Capo, Olympe & 
ex-VAPO-Gefolgsmann 
von Neonazi Gottfried 
Küssel. Wie FPÖ & Pe-
gida nehmen die Idis 
für sich in Anspruch, sie 
seien „das Volk“. Dabei 
repräsentiert diese völ-
kische Gruppierung 
bestenfalls die extreme 
Mitte der Gesellschaft. 
Die Idi-Spitze besteht 
aus elitären Burschis 
aus betuchtem Eltern-
haus ohne die gerings-
ten Geld-, Job- oder 
Wohnungsnöte. „Wir 
haben einen intellektu-
ellen Anspruch. Daher 
erreichen wir vor allem 
Studenten. Aber unsere 
Zielgruppe ist das gan-
ze Volk“, so Sellner. Ne-
ben FPÖlern wie Mar-
tin Graf & Wolfgang 
Jung sowie bekann-
ten Nazigrößen zählen 
auch ÖVP-Abgeordne-
te wie Marcus Franz so-
wie der Sohn von Club-
Chef Lopatka zu diesem 
höchst intellektuellen 
Elitezirkel. Gemein-
sam mit RFJ, RFS, JES & 
Co. sagen diese Leader 
& Manager von morgen 
ja zu Studiengebüh-
ren, Uni-Privatisierun-
gen & Kapitalismus und 
nein zum „Sozialstaat“ 
und kämpferischen Ge-
werkschaften.

                     Pablo Hörtner

Der rechte Rand

In Österreich sind über 
400.000 Kinder von Ar-
mut betroffen, rund 20% 
der Bevölkerung armuts-
gefährdet und 5% mani-
fest arm. 

Gleichzeitig wachsen 
die Vermögen der Reichen. 
82.000 verfügen hierzu-
lande über mehr als 1 Mil-
lion Euro und in den Jah-
ren 2014/15 ist ihr Vermö-
gen um 7 % mehr gewor-
den. Wien liegt weltweit 
an 20. Stelle bei den wich-
tigsten Städten für Super-
reiche.

Reiche investieren in Di-
amanten und Luxusim-
mobilien und lassen sich 
das 8.-16.500 Euro pro 
Quadratmeter kosten. 
Rund 500 solcher Immo-
bilien soll es in Wien ge-
ben. Gleichzeitig wer-
den in Österreich jähr-
lich rund 5.000 Delogie-
rungen durchgeführt, die 
häufigsten Gründe liegen 
dafür bei Mietrückstän-
den und Spekulanten, die 
ihre Mieter aus der Woh-
nung treiben, um den 
Preis hoch zu treiben.

Ausgaben der armen Haus-
halte für Wohnen (36%) 
und Nahrungsmittel (11%) 
sind höher als bei den 
Reichen (11% bzw. 9%). 
Preissteigerungen bei 
Wohnen und Nahrungs-
mitteln spüren ärmere 
Haushalte stärker. Die In-
flation ist darum real für 
Ärmere auch höher als 
für Reichere. Fürs Spa-
ren reichen die mageren 
Einkommen auch nicht: 
das zeigt die gesunkenen 
Sparquote (1995: 14,6% - 
2014: 7,5%).

Menschen, die selber we-
nig haben, sind eher be-
reit anderen etwas zu ge-
ben, weil sie wissen, wie 
schwer sie es haben. Wer 
ein Einkommen über 
100.000 € hat, spendet 
durchschnittlich 2%, bei 
Einkommen bis 10.000 
€ bei 7%, zwischen 10-
30.000 € bei 30%, ab 30 
Tausend Euro sinkt der 
Anteil rapide auf 7%. Bei 
den rund 82.000 Millio-
närInnen im Land finden 
sich nur 653 Großspenden 
(über 6.000 Euro).

„Wär ich nicht arm, wärst du nicht reich!“

Steigende Armut in einem der reichsten Länder der 
Welt ist die Folge der kapitalistischen Wirtschaft.

Die Rückkehr der Armut
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Die Zielpunktpleite bedeutet 
für rund 3.000 Beschäf-
tigte: langes Warten aufs 
Geld und Arbeitslosigkeit. 

Das Vorgehen des Eigen-
tümers Georg Pfeiffer, Nr. 
43 auf der Liste der Su-
perreichen Österreichs, 
zeigt: es ging v.a. darum, 
die wertvollen Immobili-
en herauszuholen und sich 
Zielpunkts, der Beschäf-
tigten und der Schulden 
zu entledigen. Der Pfeif-
fer- wie auch der Tengel-
mann-Konzern (frühe-
rer Zielpunkt-Besitzer) 

haben ihr Millionenver-
mögen aus dem Unter-
nehmen bekommen. Er-
wirtschaftet von den Be-

schäftigten. Doch hat es 
einmal die Sphäre des Un-
ternehmens verlassen, ist 
es plötzlich „Privateigen-
tum“, das für die Verluste 
der Firma nicht mehr he-
rangezogen werden kann. 
Warum?

Zielpunkt zeigt auch, 
dass es kein „Unterneh-
merrisiko“ gibt, wohl 
aber ein „ArbeiterInnen-
risiko“. Pfeiffer putzt sich 

ab, die KollegInnen sind 
den Job los und müssen 
Schulden machen! Tra-
gisch ist das Verhalten der 
Gewerkschaft, die sich 
auf Rechtsberatung be-
schränkt. Die Rettung der 
Jobs ist nicht einmal The-
ma für die GPA-djp. Dabei 
ist das angesichts der Re-
kordarbeitslosigkeit mit-
telfristig die zentrale Fra-
ge.

Nötig ist eine offensive 
Kampagne zur Rettung 
der Jobs und für die sofor-
tige Auszahlung aller An-
sprüche der KollegInnen. 
Zentral ist die Forderung, 
dass Pfeiffer (und Ten-
gelmann) zahlen müssen. 
Das mag im rechtlichen 
Rahmen des Kapitalis-
mus nicht vorgesehen sein 
– darum braucht es eine 
entschlossene Kampagne, 

um Erfolge zu erkämpfen. 
Pfeifen wir aufs Betriebs-
geheimnis, das nur dazu 
dient, die Machenschaf-
ten der Chefs zu verschlei-
ern: Die Finanzunterlagen 
des Pfeiffer-Konzerns ge-
hören von VertreterInnen 
von Belegschaft und Ge-
werkschaft geprüft. Dann 
ist rasch klar, wo das Geld 
gelandet ist. Auch die Kol-
legInnen des restlichen 
Pfeiffer-Konzerns wür-
den davon profitieren. Um 
die Hypo zu retten, wurde 
sie verstaatlicht. Das geht 
auch bei Zielpunkt. Und 
wenn ein solcher Betrieb 
durch Belegschaft, Ge-
werkschaft und KundIn-
nen-VertreterInnen ver-
waltet und kontrolliert 
wird, dann funktioniert 
er sicher nicht schlechter, 
als die „privat“ geführten.	
		  Sonja Grusch

Aus Betrieb & Gewerkschaft
Seit zweieinhalb Jahren 
streiken Amazon-Be-
schäftigte immer wie-
der für einen Tarif-
vertrag (Kollektivver-
trag): Heuer im Juni in 
Leipzig, im September 
an sieben Standorten. 
„Wir haben großen Zu-
lauf. Immer neue Ama-
zon-Kollegen gehen in 
den Streik. Es gibt al-
so nach wie vor Druck 
aus der Belegschaft, 
weiterzumachen“, so 
Mechthild Middeke 
von der Gewerkschaft 
ver.di. Am 12. Novem-
ber wurde wieder am 
Standort Leipzig ge-
streikt. 

Wie schon früher ge-
ben die Bosse sich betont 
gelassen. Allein in der 
Vorweihnachtszeit 2014 
wurden10.000 zusätzli-
che SaisonarbeiterInnen 
als StreikbrecherInnen 

angeheuert. Aber Streik 
wirkt: Erkämpft wurden 
(noch zu geringes) Weih-
nachtsgeld, Betriebsrä-
tInnen, Verbesserungen 
der Arbeitsbedingungen 
(Klimaanlagen, Pausen-
räume), und (auch noch 
zu geringe) „Lohnan-
passung“. Die Beschäf-
tigten vernetzen sich 
international, machen 
Druck und ver.di sagt 
auf Flyern „Wir legen 
noch zu, versprochen!“ 
Die Wut der Beschäftig-
ten ist enorm, und sie 
machen die Erfahrung, 
dass kämpfen sich lohnt 
und notwendig ist - und 
zwar kollektiv und in-
ternational. Auch die 
Gewerkschaftsbürokra-
tie wird in organisierte 
Kämpfe gezwungen. Die 
uns gut bekannten Aus-
reden („wir würden ja 
was organisieren, aber 
die KollegInnen wol-
len nicht“) wurden bei 
Amazon ganz konkret 
in Urabstimmungen und 
Streikversammlungen 
entkräftet. Wenn ver.di 
es mit dem „noch zule-
gen“ ernst meint, müss-
ten längere Streiks an al-
len Standorten zugleich 
organisiert werden, um 
den nötigen ökonomi-
schen Druck auszuüben.                   	
	                     Helga Schröder

Frisch gekämpft 
ist halb gewonnen!

Schluss mit den 
niedrigen Lohnabschlüssen!
Die Zwischenbilanz der Lohn- 
und Gehaltsverhandlungen 
2015 ist erschreckend: Me-
tallbranche 1,5 %, Handel 
1,5%, Grundgehälter in der 
Werbeindustrie 1,3%, Öf-
fentlicher Dienst 1,3%. Tra-
ditionell orientierte sich die 
gewerkschaftliche Lohn-
politik an der "Benya-For-
mel". Demnach müsste die 
jährliche Steigerung der 
Löhne und Gehälter die In-
flationsrate und die Hälfte 
des Produktivitätszuwach-
ses abdecken. Die Idee: die 
Beschäftigten sollten einen 

Anteil an Wachstum erhal-
ten, und das soll die Wirt-
schaft stabilisieren.

Die Formel wird schon 
lang nicht mehr eingehal-
ten. Die Wirtschaftskam-
mer ging noch vor kurzem 
von einer Teuerungsrate 
von 1,5% (2015) bzw. 1,6 % 
(2016) aus. Die AK-Ober-
österreich hat berechnet, 
dass die Steigerung der 
Produktivität seit 2000 
nur zur Hälfte abgegolten 
wurde. Die Benya-Formel 
ist ein sehr braver Ansatz, 

doch nicht einmal dafür 
kämpft die Gewerkschaft, 
weil sie in ihrer Strategie 
so fest in den kapitalis-
tischen Begehrlichkeiten 
verhaftet ist. Auf der an-
deren Seite stehen die vie-
len KollegInnen, die ihre 
Kampfbereitschaft signa-
lisiert haben. Die Gewerk-
schaftsführung ignoriert 
das, darum müssen wir 
uns selbst an der Gewerk-
schaftsbasis organisieren 
und für höhere Abschlüs-
se kämpfen.

	 Michael Gehmacher

Wütende Beschäftigte und
solidarische KundInnen: Eine 
gute Voraussetzung für eine 
kämpferische Kampagne.
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Einige hundert Rech-
te marschierten am 15. 11 
in Spielfeld auf, organi-
siert von den Identitären, 
dabei auch FPÖler und 
Schlägernazis. Die Offen-

sive gegen Rechts organi-
sierte eine Demonstration 
dagegen, an der sich auch 
die SLP beteiligte. In Ge-
sprächen mit PassantIn-
nen und AnrainerInnen 
machten wir klar, dass 
durch Zäune und Rassis-
mus keine sozialen Prob-
leme gelöst werden.

Im Zuge von politischen 
Aktionen, um den fa-
schistischen Aufmarsch 
zu verhindern, kam es zu 

brutalen Angriffen der 
Rechten, es gab mehre-
re verletzte Antifaschis-
tInnen. Die Polizei ging 
nicht gegen die Rechten 
vor. Am Spielfelder Bahn-

hof wurden dann aber 
linke DemonstrantInnen 
grundlos von der Polizei 
eingekesselt.

In den Tagen vor der De-
monstration versuch-
te die SLP durch Kund-
gebungen möglichst viele 
Menschen nach Spielfeld 
zu mobilisieren und von 
der Gewerkschaft Vida 
einen Sonderzug für die 
DemonstrantInnen zu or-

ganisieren. Doch unsere 
Vorschläge waren in der 
Minderheit und in Folge 
auch die Linke in Spiel-
feld. Die Hauptverant-
wortung dafür trägt die 

in der Steiermark starke 
KPÖ, die die Demonstra-
tion nicht beworben hat 
und sich auch nicht an 
ihr beteiligt hat. Das Auf-
greifen sozialer Proble-
me und die Mobilisierung 
durch Gewerkschaften 
und in der lokalen Bevöl-
kerung ist nötig, um die 
nächsten rechtsextremen 
Mobilisierungen zu stop-
pen.	

	 Nicolas Prettner

Antifaschismus im Weinberg

Die österreichische Linke muss ihre 
Lehren aus Spielfeld ziehen.

„Das Thema ,Flucht’ ist ein 
zentrales und wird es auch 
in der Zukunft bleiben. 
Auch wenn die Hilfsbe-
reitschaft vieler enorm ist, 
so gibt es auch viele Ängs-
te. Angst um den Job, die 
Wohnung, die Zukunft“, 
erklärt ein Antrag, den die 
SLP bei gewerkschaftli-
chen Versammlungen ver-
breitet. Diese Ängste sind 
berechtigt, aber nicht neu. 
Es handelt sich nicht um 
eine Flüchtlings-, son-
dern eine Wirtschaftskri-
se: Schon vor dem Anstieg 
der Flüchtlingszahlen sind 
Armut und Arbeitslosig-
keit auf ein Rekordhoch 
geklettert und Mietprei-
se explodiert. Der Grund 
sind sinkende Investitio-
nen, Betriebsschließun-
gen, Stellenabbau, Speku-
lation mit Wohnraum und 
Kürzungspolitik. Die Rei-
chen versuchen, ihre Pro-
fite zu retten; als Sünden-
böcke sollen Flüchtlinge 
herhalten. Es ist die Auf-
gabe der organisierten Ar-
beiterInnenbewegung, die 
Spaltungsversuche von 
UnternehmerInnen, Poli-
tikerInnen und Medien, zu 
kontern. Weil die Grenzen 
tatsächlich zwischen oben 
und unten verlaufen, for-
dert der Antrag Geld für 
Flüchtlingsbetreuung, Zu-
gang zum Arbeitsmarkt für 
AsylwerberInnen und ein 
öffentliches Investitions-
programm, um Jobs für al-
le zu schaffen. Denn: „Die 
Reichen werden in Öster-

reich pro Tag um 80 Mil-
lionen reicher: Fluchtver-
ursacher und Superreiche 
sollen zahlen“.

Die Initiative der SLP 
wird von linken Gewerk-
schafterInnen aufgegrif-
fen. SLPlerInnen sind auf 
diversen Gewerkschafts-
veranstaltungen sehr prä-
sent, diskutieren, sam-
meln Unterschriften. Der 
Antrag wird beim GPA-djp 
Bundesforum und der Voll-
versammlung der Wiener 
AK angenommen. Bei der 
ÖGJ-Jugendvertrauens-
leutekonferenz und GdG-
Gewerkschaftstag kön-
nen wir zwar keinen An-
trag stellen, sammeln aber 
knapp 200 unterstützende 
Unterschriften. Insgesamt 
können wir auch weit über 
hundert Zeitungen verkau-
fen. Das zeigt, dass das The-
ma vielen Gewerkschaf-
terInnen unter den Nägeln 
brennt.

ÖGB & AK können mit 
der großen Reichweite ih-
rer Medien und den Be-
triebsratsstrukturen rech-
te Hetze als Spaltungsinst-
rument entlarven und das 
Klassenbewusstsein stär-
ken. Auch das fordert unser 
Antrag. Damit der Antrag 
nicht lahmes Papier bleibt, 
ist der logische nächs-
te Schritt die Vorbereitung 
von Protesten gegen Ver-
schärfungen im Asylrecht 
– in Verbindung mit dem 
Kampf um die Milliarden, 
die eine reiche Minderheit 
bunkert.	 Flo Klabacher

„Solidarität kennt 
keine Grenzen!“

Linz: Proteste gegen christ-
lichen Fundamentalismus
AktivistInnen der SLP und 
des Bündnisses „Linz ge-
gen Rechts“ protestierten 
am 28. November für Frau-
enrechte. Anlass war eine 

„Lichterkette für die Un-
geborenen“ durch die Lin-
zer Innenstadt, veranstal-
tet von den christlichen 
FundamentalistInnen von 

„Jugend für das Leben“.
Deren Abschlusskund-

gebung vor der Karme-
litenkirche wurde von 
Sprechchören, Transpa-
renten und Schildern be-
gleitet. Aufmerksam ge-

macht wurde auf die sehr 
reale Gefahr, die von radi-
kalen Abtreibungsgegne-
rInnen ausgeht. Nur einen 
Tag zuvor waren bei einem 
Anschlag auf eine Frauen-
klinik in Colorado (USA), 
in der auch Abbrüche 
durchgeführt werden, drei 
Menschen getötet worden. 
Auf Schildern machten wir 
auch klar - „Abtreibungs-
verbot heißt Frauenmord“. 
Auch dafür bekamen wir 
viel Zuspruch von Passan-
tInnen, die sich teils sogar 
beteiligten.

Schluss mit den 
niedrigen Lohnabschlüssen!

Termin des Monats

Die selbsternannten „Grenzschützer“, die neofaschis-
tischen Identitären, planen für 16. Jänner eine „Kon-
ferenz zur Lösung der Asylkrise“. Es wird, wie schon 
ihre Demos, ein Treffen des rechtsextremen und Neo-
nazi-Lagers werden. Ihre „Lösung“ ist Nationalismus 
und Gewalt. Ganz im Sinne von „Wehret den Anfän-
gen“ gibt es eine antifaschistische Mobilisierung in 
und nach Graz. 
16. Jänner 2016 in Graz
Wenn auch du etwas tun willst gegen die rechte Gefahr, 
dann melde dich bei uns: Anmeldung unter slp@slp.at

Rechtes Treffen stoppen!
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Am Beginn vor 60 Jah-
ren war Rock'n´ Roll mehr 
Schlagwort als eigenstän-
diges Genre. Die ersten El-
vis- Hits wurden in den 
Western & Country-Hit-

paraden geführt. Doch 
Rock’n´ Roll hat die Welt 
umgekrempelt. Für die Ju-
gend war er von Beginn an 
eines, und darin liegt auch 
seine soziale und politische 
Sprengkraft: Rebellion!

Rock’n´ Roll kann sich 
mit etwas Talent selbst bei-
gebracht werden. Damit 
stand er für Jugendliche aus 
der Unterschicht offen. Die 
Musikbranche war „anrü-

chig“, „unehrenhaft“. Für 
die Kids aus der ArbeiterIn-
nenklasse aber war es eine 
großartige Chance. Im Ge-
gensatz zu bürgerlichen Ju-
gendlichen hatten sie keine 

rosigen Zukunft. Ozzy Os-
borne schreibt, dass „Angst 
davor, fünfundvierzig Jahre 
lang in einer Fabrik zu ar-
beiten und dann gebrochen 
und ohne einen Penny zu 
sterben" ein Hauptantrieb 
für ihn war.

Der typische Black Sab-
bath Sound hängt mit ei-
nem Arbeitsunfall des Gi-
tarristen Tony Iommis zu-
sammen. An der Stanz-

maschine in Birmingham 
verlor er seine Fingerkup-
pen, konnte nur mehr mit 
einer heruntergestimmten 
Gitarre spielen. Der Metal 
war geboren! 1979 kam in 

Britannien Thatcher an die 
Macht und sagte der Stahl- 
und Schwerindustrie den 
Kampf an. Das 1980er Al-
bum „British Steel“ von Ju-
das Priest aus Birmingham 
ist eine Warnung an That-
cher: Greif die Stahlarbeiter 
an und du schneidest dich! 
Metal-Pionier Thomas Such 
fuhr im Ruhrpott zuerst ins 
Kohlebergwerk ein, dann 
in den Proberaum. Die Mu-

sik-Helden stammten oft 
aus der Arbeiterklasse und 
hier nicht selten aus den 
schlimmsten Ecken.

Hat der Rock die Welt ver-
ändert? Die Jugendprotes-
te der 1950er bis zur Punk-
Bewegung waren von ihm 
getragen und undenkbar 
ohne ihn. Seit Ende des 20. 
Jahrhunderts ist Rock’n´ 
Roll allerdings, was sei-
ne sozialkritische Funktion 
und Basis angeht, zuneh-
mend vom Rap eingeholt 
worden. Viele Musikstars 
sind reich und etabliert ge-
worden, ihre Themen ha-
ben sich geändert. Das Ver-
hältnis von Musik, Jugend-
kultur und Politik ist aber 
nach wie vor ungebrochen. 
Musik beeinflusst uns, ist 
aber selbst auch ein Pro-
dukt der Lebensumstände, 
aus denen sie kommt.	
		  Albert Kropf
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Der Advent ist die gro-
ße Zeit des Spenden-
sammelns. Mit Insera-
ten, Postwurfsendungen 
und auf Weihnachts-
märkten wird man auf-
gefordert, Hilfsprojekte 
zu unterstützen. In ers-
ter Reihe stehen die ka-
tholische Kirche und ih-
re Vorfeldorganisatio-
nen. Dieselbe Kirche, die 
um ein paar Euro für die 
Armen bittet, ist aller-
dings eines der größten, 
reichsten und privile-
giertesten Unternehmen 
Österreichs. Neben lau-
fenden Einnahmen von 
jährlich rund 600 Mil-
lionen Euro kann sich 
auch das Vermögen der 
Kirche an Immobilien, 
Grund und Boden se-
hen lassen. In Öster-
reich besitzt die katho-
lische Kirche 215.000 

Hektar land- und forst-
wirtschaftliche Nutzflä-
che mit einem Markt-
wert von schätzungs-
weise 2,5 Milliarden Eu-
ro. Dazu kommen rund 
200 000 Hektar Bau-
land, oft in Top-Lagen, 
mit einem kaum ab-
schätzbaren Marktwert 
von vielen Milliarden. 
Das flüssige Finanzver-
mögen der Kirche be-
läuft sich hierzulande 
auf rund 1,6 Milliarden 
Euro, dazu kommt Im-
mobilienbesitz im Wert 
von mindestens einer 
halben Milliarde. Und, 
last but not least, Un-
ternehmensbeteiligun-
gen: Die Kirche besitzt in 
ganz Österreich zahlrei-
che Unternehmen, dar-
unter die Mediengrup-
pe Styria und in Mehr-
heitsbesitz die Privat-
bank Schelhammer & 
Schattera. Via letzterer 
streicht die Kirche Mil-
lioneneinnahmen aus 
Lotterien und Casinos 
Austria ein. Vieles da-
von steuerbefreit. Wenn 
die katholische Kirche 
dazu aufruft, Arme und 
Kranke finanziell zu un-
terstützen, dann täte sie 
gut daran, dabei mit ih-
rem eigenen gewaltigen 
Vermögen anzufangen.

                       Fabian Lehr

Rote 
Seitenblicke 

FIFA-Skandal erreicht Deutschland
Der mit dem suspendier-
ten FIFA-Präsidenten Sepp 
Blatter begonnene Welt-
fußballskandal hat sich 
ausgeweitet. Er hat nun 
regionale und nationale 
Fußballverbände erreicht 

– einschließlich Deutsch-
land.

Viele Weltmeister-
schaftsbewerbungen der 
vergangenen Jahre wurden 
von Skandalen begleitet. 
Tausende unter sklaven-
ähnlichen Bedingungen 
schuftende Wanderarbei-
terInnen sind während der 
Vorbereitungen für Katar 

2022 gestorben. Russland 
2018 füllte die Taschen der 
dortigen Oligarchie. Und 
sowohl Brasilien 2014 also 
auch Südafrika 2010 wur-
den zur Zerstörung von 
Wohnraum und zu Angrif-
fen auf arbeitende Men-
schen genutzt.

Vielen haben Deutsch-
land 2006 für die letz-
te „saubere“ WM gehalten. 
Aber jetzt wissen wir, dass 
der deutsche Fußballbund 
7,6 Millionen Euro an die 
FIFA „geliehen“ hat, um 
sich die WM-Vergabe zu 
sichern.

Und dann noch der 
VW-Abgasskandal und 
das letztliche Versagen 
Deutschlands beim Flücht-
lingsthema. Das Sauber-
mann-Image des deut-
schen Kapitalismus ist da-
hin. Trotz aller Propaganda: 
Die deutschen KapitalistIn-
nen sind nicht anders, als 
jene der USA, oder irgend 
eines anderen Landes. Nur 
eine demokratisch verwal-
tete Wirtschaft kann uns 
einen Sport und eine Wirt-
schaft im Dienst der Mehr-
heit der Menschen bringen.	
		  Brettos

„Wenn du die Welt verändern willst, musst 
du hinausgehen und sie ändern. Musik wird 
sie nicht verändern.“ (Pete Townshend)

Happy Birthday Rock’n’ Roll



Seit 2011 tobt in Syrien 
ein blutiger Bürgerkrieg. 
Bis jetzt ist kein Licht 
am Ende des Tunnels zu 
erkennen, im Gegen-
teil, die Lage verschlim-
mert sich von Tag zu Tag. 
Während zahlreiche lo-
kale Kräfte von verschie-
densten Seiten finanziert 
und bewaffnet werden, 
(regional-) imperialis-
tische Staaten nicht nur 
indirekt, sondern auch 
vermehrt direkt in den 
Krieg eingreifen, tragen 
vor allem die syrische 

ArbeiterInnenklasse, die 
Landbevölkerung, die 
Armen und die Jugend 
die schwere Last des blu-
tigen Konflikts. Sie sind 
es, die am meisten un-
ter Krieg, Terror und der 
bitteren sozialen Lage 
leiden.

2013 lebten 75% der 
Bevölkerung in Armut. 

Bis heute ist diese Zahl 
weiter gestiegen. Die 
letzten offiziellen Studi-
en zur sozialen, ökono-
mischen und politischen 
Lage wurden 2014 veröf-
fentlicht. 

Die Wirtschaft liegt 
vollkommen am Boden. 
Große Teile der Industrie 
wurden zerstört, genau-
so wie die Infrastruktu-
ren von Spitälern, Tele-
kommunikation und be-
sonders des Bildungsbe-
reiches. 

In dem ehemaligen Vorzei-
geland der Bildung im ara-
bischen Raum ist es mehr 
als der Hälfte der schul-
pflichtigen Kinder und 
Jugendlichen unmöglich, 
in die Schule zu gehen. 
2013 besuchten in Städten 
wie Ar-Raqqa, der Hoch-
burg des IS in Syrien, oder 
im seit Beginn des Krieges 

hart umkämpften Aleppo, 
94% bzw. 90% der Kin-
der nicht die Schule. Sy-
rien hat eine extrem junge 
Bevölkerung, denn über 
50% sind unter 24. Beson-
ders ihre Zukunft wird in 
den Schrecken des Krieges 
geraubt.

Durch den rasanten Anstieg 
der Preise von Grundnah-
rungsmitteln, dem öko-
nomischen Zusammen-
bruch und das Morden von 
allen Seiten werden im-
mer mehr Menschen zur 

Flucht getrieben. Offizi-
ell haben über vier Milli-
onen Menschen das Land 
verlassen, 7,6 von rund 21 
Millionen (Gesamtbevöl-
kerung 2010) Menschen 
sind innerhalb der syri-
schen Grenzen geflohen. 
Es sind die Nachbarlän-
der Syriens, welche die 
meisten Flüchtlinge auf-

nehmen. Alleine der Li-
banon, flächenmäßig acht 
mal kleiner als Österreich 
und mit einem fast 17 mal 
kleineren BIP, hat seit Be-
ginn des Bürgerkriegs 1,5 
Millionen SyrerInnen auf-
genommen. Doch auch in 
den riesigen Flüchtlings-
lagern haben die Men-
schen keine Perspektive 
auf eine bessere Zukunft. 
Sie sind gefangen zwi-
schen Elend und Elend. 
Die EU errichtet Grenz-
zäune, kürzt die Hilfsgel-
der für die Flüchtlingsla-
ger und schickt stattdes-
sen gemeinsam mit ihren 
Komplizen Flugzeuge um 
„Frieden“ herbeizubom-
ben.

Die soziale Krise ist ein 
wesentliches Zahnrad im 
Motor, der den Bürger-
krieg am Laufen hält.

Die einzige stabile Ein-
kommensquelle, die es 
aus der Zeit vor dem Kon-
flikt noch gibt, sind die 
Gehälter durch das As-
sad-Regime. Seit 1971 an 
der Macht, hat sich die-
ses einen riesigen Staats-
apparat aufgebaut, um 
sich seine diktatorische 
Herrschaft zu sichern. 

Dort, wo die Regierung 
heute keinen Einfluss 
mehr hat, sind es die 
zahlreichen verschiede-
nen Banden, Terrorgrup-
pen und Rebellen, die mit 
Geld lokal-/imperialisti-
scher Mächte finanziert 
werden und somit Sold 
auszahlen können. Auch 
der IS lockt mit Geld & 
Autos. Abgesehen von fi-
nanzieller Unterstützung 
von Verwandten aus dem 
Ausland, ist oft die einzi-
ge Möglichkeit an Geld zu 
kommen, sich einer der 
Milizen anzuschließen. 
Viele kämpfen und mor-
den also nicht aus Über-
zeugung, sondern auch 
um zu überleben und da-
für zu sorgen, dass die 
Familie Nahrungsmit-
tel kaufen kann. Weite-
re Bomben imperialisti-
scher Mächte werden an 
dieser Situation nichts 
ändern, sondern neben 
der sozialen Katastrophe 
noch die ethnisch-reli-
giöse Spaltung vertiefen. 
Es gilt daher, Sand ins 
imperialistische Getrie-
be zu streuen, nicht Öl 
ins Feuer zu gießen.					

	 Stefan Gredler

Menschen flüchten vor 
sozialer Katastrophe und Krieg. 
Kriegstreiber profitieren. 
Mehr Bomben ändern nichts!

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Syrien - Ein Land im 
Chaos des Krieges

Happy Birthday Rock’n’ Roll
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FFSyrische Armee: trotz 
allgemeiner Wehrpflicht 
mittlerweile über-
wiegend alawitisch.
FFMilizen wurden von 
Anfang an aufgebaut. 
Sie verselbstständigen 
sich unter regionalen 
Warlords, die 
sektiererische Morde 
begehen, immer mehr.
FFDie ursprünglich 
starke Freie Syrische 
Armee zerfällt unter 
Druck von Assad und 
IS zunehmend. Lokal 
unterschiedliche 
Kooperationen; tlw. mit 
YPG/PYD; tlw. westliche 
Unterstützung.
FF Islamische Front: 
Bündnis unter Führung 
der Muslimbruderschaft. 
Hat Unterstützung aus 
einigen Golfstaaten und 
kämpft sowohl gegen 
IS als auch Assad.
FFJabhat an-Nusra: 
syrischer al-Qaida-
Ableger. Trotz (wegen?) 
der sektiererischen 
Kriegsführung starke 
Unterstützung vom Golf. 
Kampf gegen Assad, IS, 
KurdInnen und andere 
Oppositionsgruppen
FFDer Kern des „Islami-
schen Staats“ spaltete 
sich 2013 von an-Nusra 
ab und kämpft heute 
v.a. gegen Rebellen-
gruppen – v.a. YPG/
PYD – und auch gegen 
Assad. Eroberte Gebiete 
werden ethnisch und 
religiös gesäubert; 
Ausweitung des Krieges 
auf große Teile Iraks. 
Unterstützung vom Golf 
und aus der Türkei.
FFV.a. im Nordosten des 
Landes kontrollieren 

kurdische Einheiten der 
YPG/PYD große Gebiete. 
Im Gegensatz zu allen 
anderen kommt es zu 
keinen systematischen 
ethnisch-religiösen 
Säuberungen. Einzwän-
gung durch IS, Assad 
und türkischem 
Imperialismus.
FFDie libanesisch-
schiitische Hisbollah-
Miliz kämpft v.a. im 
Grenzgebiet an der 
Seite Assads. Damit 
steigt die Gefahr der 
Eskalation im Libanon
FF Iran unterstützt Assad; 
einer der wichtigsten 
Verbündeten in 
der Region. 
FFRussland braucht 
das Überleben des 
Assad-Regimes und 
bombardiert an seiner 
Seite Stellungen von IS 
und Oppositionsmilizen.
FFUSA und EU gaben 
zuletzt schrittweise die 
Forderung nach Sturz 
Assads und die Unter-
stützung (vermeintlich) 
gemäßigter Opposi-
tioneller schrittweise 
auf. Bombardieren 
Stellungen von IS und 
anderen Milizen.
FFDie Golfstaaten 
verurteilen zwar den 
IS-Terror, stellen aber 
einen großen Teil von 
dessen Finanzierung 
und Waffenlieferungen. 
FFDie Türkei unterstützte 
anfangs diverse 
Oppositionsgruppen 
und leistet heute dem IS 
Schützenhilfe gegen die 
kurdische Bewegung. 
Bombardiert YPG/
PYD-Stellungen.

Seit 2011 tobt in Syrien ein 
weitgehend sektiereri-
scher, großteils entlang 
ethnisch-religiöser Bruch-
linien geführter Bürger-
krieg. Das Überschwap-
pen des Konfliktes auf die 
Nachbarländer und das 
Entstehen des „Islami-
schen Staates“ (IS) zeigen 

ebenso wie die ausländi-
schen Militärinterventi-
onen, dass auf dem syri-
schen Schauplatz heute ei-
nige der großen regiona-
len und globalen Konflikte 
ausgetragen werden.

Der syrische Konflikt be-
gann Anfang 2011 als regi-
onaler Aufstand verarm-
ter Teile der Bevölkerung 
gegen das Regime. Vie-
le hofften, wie in Ägypten 
und Tunesien, einen Bruch 
innerhalb des Regimes zu 
verursachen, der letztlich 
zum Sturz des Diktators 
und in Folge demokrati-
schen Spielräume führen 
würde. Der Grund, warum 
dies in Syrien nicht gelang 
war nicht – wie rechtsex-
treme und stalinistische 
Assad-Fans behaupten – 
ein vermeintlich säkular-
progressiver Charakter des 
Regimes und daher breitere 
Unterstützung für dieses, 
sondern die besondere sek-
tiererisch-kapitalistische 
Herrschaftskonstruktion 
des baathistischen Syrien. 
Die wirtschaftliche Libera-
lisierung seit den 90er Jah-
ren hatte eine bürgerliche 
Schicht hervorgebracht, 

die durch enge Verbindun-
gen zu Staatsführung und 
Präsidentenfamilie bemer-
kenswerten Reichtum an-
gehäuft hatte. Die zweite 
Stütze des Regimes ist der 
überdimensionierte Mili-
tärapparat – 2010 gingen 
25,39% der Staatsausgaben 
ans Militär; 6,69% der na-

tionalen Arbeitskraft war 
bei den Streitkräften, ei-
ne Quote, die weltweit nur 
von Irak, Nordkorea und 
Eritrea übertroffen wurde. 
Beide hatten kein Interes-
se an einer Opposition zum 
Regime.

Für die Masse der Bevöl-
kerung hatte der syrische 
Neoliberalismus die Zer-
störung von Lebensgrund-
lagen bedeutet. 2007 leb-
ten 35,2% der Bevölkerung 
unter der Armutsgrenze 
(+14,49% seit 2004). Für sie 
war der Kampf um sozia-
le Gerechtigkeit mit jenem 
um demokratische Rech-
te aufs engste verbunden. 
Von Anfang an begegnete 
der Staatsapparat den De-
monstrationen mit Gewalt. 
Trotz zahlreicher Deserti-
onen auf niedriger Ebene 
blieb der Apparat intakt. 
Diesem hatten die Revolu-
tionärInnen wenig entge-
genzusetzen. Im schritt-
weise eskalierenden Bür-
gerkrieg fand das Assad-
Regime Unterstützer in 
Russland, einem Gläubi-
ger Syriens, und Iran. Für 
die Diktatur in Teheran ist 
Assad der wichtigste regio-

nale Verbündete von der es 
im zunehmend westlich-
saudisch dominierten Na-
hen/Mittleren Osten nicht 
mehr viele gibt. Ähnliches 
gilt für Russland, das in ge-
wissem Sinne die alte Part-
nerschaft des Kalten Krie-
ges weiterführt und sich 
neben einem Verbündeten 
in der Region vor allem den 
direkten Zugang zum Mit-
telmeer über die Marine-
basis in Tartus sichern will.

Nach dem Zerfall des 
Irak in Folge der vom Im-
perialismus losgetretenen 
Kriege war die jahrzehn-
telange Stabilität der Re-
gion Geschichte und die 
verschiedenen regionalen 
und internationalen Mäch-
te versuchen sich ihr Stück 
vom Kuchen zu holen. Die 
weitgehend zersplitterte 
Opposition, die ohne kon-
kretem Programm und 
vollkommen ohne Organi-
sation angetreten war, hat-
te wenig aufzuweisen. Un-
abhängige Organisationen 
der ArbeiterInnenbewe-
gung waren zu schwach, 
um eine zentrale Rolle zu 
spielen.

Der westliche Imperia-
lismus verhielt sich zu den 
Ereignissen ambivalent. 
Ähnlich wie Gaddafi in Li-
byen war das Assad-Re-
gime zwar kein verlässli-
cher Verbündeter des Wes-
tens, jedoch v.a. als Garant 
für Stabilität tolerabel. Die 
neoliberalen Reformen von 
Assad hatten v.a. eine sy-
rische Elite reich gemacht. 
Westliche Investitionen in 
privatisierte Betriebe blie-
ben aber hinter den westli-
chen Begehrlichkeiten zu-
rück. Angesichts der Des-
integration des Landes 
entschloss man sich in Wa-
shington, London und Ber-

Zahlen und Fakten

Die Interventionen 
regionaler und internationaler 
Mächte...  

Syrien: Eliten 
führen Krieg für 
ihre Interessen
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Der Austromarxist Rudolf Hilferding veröffentlichte 
1910 mit „Das Finanzkapital“ ein wesentliches Werk 
zur Imperialismustheorie, dass auch eine Grundlage 
für Lenins oder Bucharins Analyse darstellte. Hilfer-
ding beschreibt darin die Entwicklungen der fortge-
schrittenen kapitalistischen Staaten, von einem kon-
kurrierenden Kapitalismus hin zum Monopolkapi-
talismus, also den Aufstieg von Aktiengesellschaften 
und Finanzkapital. Durch multinationale Akteure wie 
Konzerne und Banken werden kleine Unternehmen 
verdrängt und es kommt zur Monopolisierung (als 
dominanten Trend, was nicht bedeutet, dass es nicht 
auch Klein- und Mittelunternehmen gibt). Jeder Win-
kel der Welt ist dem Kapitalismus unterworfen, auch 
wenn in vielen Gegenden noch feudale und mittelal-
terliche Herrschaftsstrukturen regieren.

Lenin hat diese Ansätze in „Der Imperialismus als 
höchstes Stadium des Kapitalismus“ noch weiter ent-
wickelt. Er erklärt, dass der Imperialismus das mono-
polistische Endstadium des Kapitalismus sei und es zu 
einer Ablösung der freien Konkurrenz kapitalistischer 
Unternehmen kommt. „Der Imperialismus ist der 
Kapitalismus auf einer Entwicklungsstufe, auf der 
die Herrschaft der Monopole und des Finanzkapitals 
sich herausbildet, der Kapitalexport eine hervorra-
gende Bedeutung gewonnen, die Verteilung der Welt 
durch die internationalen Trusts begonnen hat und 
die Aufteilung des gesamten Territoriums der Erde 
zwischen den größten kapitalistischen Ländern ab-
geschlossen ist.“ (Lenin 1917, Der Imperialismus als 
höchstes Stadium des Kapitalismus). 

Lenin charakterisiert Imperialismus u.a. als Ver-
schmelzung des Bankkapitals mit dem Industriekapi-
tal zum Finanzkapital. Doch das ändert nichts an der 
Krisenhaftigkeit des Kapitalismus. Besonders in Kri-
senzeiten ist die Schaffung neuer Märkte oder Rück-
gewinnung dieser mithilfe von Krieg für das Kapital 
überlebensnotwendig. Fehlen diese Märkte im Pro-
duktionssektor, so weicht man auf die Finanz- und Ak-
tienmärkte aus. Für die Debatte über Syrien besonders 
wichtig ist die Analyse, dass im imperialistischen Sta-
dium des Kapitalismus die einzelnen kapitalistischen 
Staaten als verlängerter Arm „ihrer“ Unternehmen auf 
der Suche nach neuen Märkten in Konflikt mit anderen 
imperialistischen Mächten kommen. Russlands Kredi-
te an Syrien sind Ausdruck des imperialistischen Kapi-
talexports. Die Konflikte zwischen den verschiedenen 
Akteuren in Zusammenhang mit Syrien haben weder 
etwas mit Religion, noch mit Menschenrechten zu tun, 
sondern folgen der ökonomischen Notwendigkeit der 
imperialistischen Staaten. Es geht um Einfluss, (po-
tentielle) Zugriff auf Märkte und aktuell um Stabilität. 
Wichtig ist, dass alle wichtigen marxistischen Theore-
tikerInnen Imperialismus nicht nur als ein Zeichen der 
militärischen Dominanz mancher weit entwickelten 
kapitalistischen Staaten über andere sehen, sondern 
gerade die ökonomischen oder auch geopolitischen 
Faktoren eine wichtige Rolle spielen. Doch die interna-
tionalen monopolistischen, kapitalistischen Verbän-
de und Staaten, die den Weltmarkt unter sich aufteilen 
bzw. um eine Neuaufteilung streiten, sind auch bereit, 
diese Ansprüche militärisch durchzusetzen – auch das 
ein wesentlicher Punkt in Lenins Imperialismustheo-
rie.  	  

		                Theresa Reimer

Lenins Imperialismus-
theorie ist hochaktuell

Marx aktuell

lin dafür, Teile der Opposi-
tion nun aktiver zu unter-
stützen.

Das Auftreten des „Islami-
schen Staates“ und sein 
Versuch seine barbari-
sche Utopie in Syrien und 
im Irak zu realisieren, war 
eine der wichtigsten Kon-
sequenzen der sektiereri-
schen Logik des Konflik-
tes. Dabei hat die Organi-
sation wenig mit dem Is-
lam zu tun; auch sind die 
allermeisten Opfer Mus-
lime. Der IS ist vielmehr 
eine terroristische Wirt-
schaftsmafia. Die Aus-
plünderung der Region 

– auch über den Verkauf 
von Öl an türkische und 
westliche Energiekonzer-
ne – finanziert den Krieg 
der Miliz, die sich zudem 
auf (zumindest informel-
le) türkische Unterstüt-
zung beim Kampf gegen 
die syrischen KurdInnen 
verlassen kann.

Die vom IS ausgehen-
de Gefährdung westlicher 
strategischer Interessen 
und die Anschläge in Euro-
pa haben auch EU/USA als 
aktive Teilnehmer in den 
Konflikt gebracht. Zynisch 
behaupten Obama, Came-
ron und Hollande in Syrien 
die Menschenrechte her-
beizubomben, während sie 
ihre Grenzen für jene Men-
schen dicht machen, die 
vor den Zerstörungen und 
den Morden in ihrer Hei-
mat fliehen. Der „Krieg ge-
gen den Terror“ dient ak-
tuell tatsächlich in erster 

Linie der Befriedung der 
Region, um sie zu stabili-
sieren und dadurch weitere 
internationale Auswirkun-
gen, die für die Herrschen-
den und die Wirtschaft ne-
gative Folgen hätten, ein-
zudämmen. Dafür wird 
die Anfangs unliebsame 
Diktatur wieder zur be-
vorzugten Alternative und 
zum möglichen Garanten 
für Stabilität angedacht. 
Dass Syrien strategisch gut 
liegt, um Europa von russi-
schen Öllieferungen unab-
hängiger zu machen, ist ein 
günstiger Nebeneffekt.

Für das türkische Re-
gime, das lange ein enger 

Partner Assads war, geht 
es um die Stärkung der ei-
genen Rolle als Regional-
macht. Die Doppelstrategie 
gegen Assad und gegen jeg-
liche kurdische Selbstän-
digkeit macht das Erdoğan-
Regime dabei zunehmend 
zu einem – zumindest in-
formellen – Partner des IS. 
Im Mittelpunkt steht der 
Anspruch in einem, durch 
den Zerfall Iraks und Syri-
ens neugeordneten, Nahen 
Osten zur dominanten Re-
gionalmacht zu werden. 

Das wollen andere auch: 
In das anfängliche politi-
sche Vakuum stießen die 
fundamentalistischen Re-
gimes am Golf, die Ver-
bündeten des Westens; hier 
insbesondere das Saudi-
sche Königreich und Katar. 
Die beiden sunnitisch-fun-
damentalistischen Staa-
ten wählten ebenso wie die 
schiitische iranische Dik-

tatur Syrien als nächsten 
Schauplatz des großen re-
gionalen Konfliktes zwi-
schen schiitischem und 
sunnitischem Kapital, der 
seit Pandoras Büchse 2003 
im Irak geöffnet wurde die 
Region überschattet. Tat-
sächlich geht es aber nicht 
um den uralten religiö-
sen Streit aus dem 8. Jahr-
hundert, sondern darum, 
dass verschiedene regio-
nale Kapitalfraktionen die 
sektiererische Konstitution 
der Gesellschaften ausnüt-
zen, um sich (vermeint-
lich) stabile Partner zu su-
chen um ihre strategischen 
und wirtschaftlichen In-
teressen durchzusetzen. 
Während die schiitischen 
Quds-Brigaden aus Tehe-
ran eingeflogen wurden 
und die libanesisch-schii-
tische Hisbollah-Miliz die 
Grenze überschritt, um an 
der Seite Assads zu kämp-
fen, bewaffneten und fi-
nanzierten die Golfstaaten 
sunnitische Milizen.

Die erdrückende Logik des 
sektiererischen Bürger-
kriegs, die bereits in der 
Struktur des Regimes 
weitgehend angelegt war, 
wurde dadurch um ein 
Vielfaches gesteigert. An-
gesichts der aktuellen wei-
teren Eskalation – durch 
das offene Eingreifen Russ-
lands und das verstärkte 
Eingreifen des Westens – 
ist es notwendig zu beto-
nen, dass der Krieg und alle 
seine schrecklichen Folgen 
nicht durch ausländische 
Militärinterventionen ge-
löst werden können. Diese 
verschärfen die Lage nur, 
es wird nur eine weitere 
Ebene addiert, die Tod und 
Vertreibung noch steigert.	

	 Georg Maier

... verschärften den 
sektiererischen Bürgerkrieg. 

Syrien
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Syriens Desaster fordert die 
globale Antikriegs-Bewegung
In der öffentlichen Debatte 
zu Syrien wechseln Ohn-
macht und Zynismus. So 
titelt 'Die Zeit': „Syrien ist 
nicht mehr zu retten“. Die 
Darstellung des Nahen Os-
tens ist geprägt von impe-
rialistischer Überheblich-
keit und rassistischen Kli-
schees über „un-moder-
ne“ AraberInnen. Dabei 
sind gerade die Interven-
tionen des Imperialismus 

verantwortlich für die Ka-
tastrophen. Die französi-
sche Herrschaft führte in 
den 1920ern zur Aufsplit-
tung entlang ethnischer 
und konfessioneller Linien 
in fünf Rumpfstaaten. Tei-
le und herrsche! Der Un-
abhängigkeit 1946 folgten 
Aufschwung in der Textil-
industrie und Wachstum 
der ArbeiterInnenklas-
se. Starke Gewerkschaften 
erkämpften mit beachtli-
chem Tempo den 8h-Tag. 
Auch prägten soziale Kon-
flikte die Landwirtschaft. 
Die Lage war explosiv, die 
Sowjetunion nach dem 
Weltkrieg gestärkt – also 
unterstützten die USA den 
Militärputsch gegen die 
junge Demokratie.

Die bedeutendsten po-
litischen Kräfte Syriens 
waren Baath-Nationalis-
mus bzw. Kommunisti-

sche Partei. Letztere be-
hauptete in stalinistischer 
Manier „warten“ zu müs-
sen, bis sich bürgerliche 
Demokratie und Kapita-
lismus voll entwickelt ha-
ben und wurde in Fol-
ge bedeutungslos, und die 
Baath konnte ab den 60ern 
ihre Herrschaft festigen. 
Zwar stützte sie sich auf ei-
ne Spielart des schiitischen 
Islam, dennoch spiel-

te Religion in Syrien kei-
ne grundsätzlich andere, 
dominantere, Rolle als in 
Europa oder Amerika. Je-
de Lösung im Nahen Os-
ten braucht einen Umgang 
mit Religion im folgenden 
Spannungsfeld: Die Vertei-
digung des Rechts auf freie 
Religionsausübung, das 
Recht, Religion abzulehnen 
und die Notwendigkeit, 
dass Religion kein Hinder-
nis im Ringen um sozialen 
Fortschritt sein darf.

Die aktuelle imperialis-
tische Kriegsführung aber 
verstärkt religiöse Spal-
tung.  Da die Interventio-
nen imperialistischer und 
regionaler Mächte immer 
entlang ethnischer/reli-
giöser Grenzen verlaufen, 
werden die jeweiligen Op-
fer dem entsprechenden 
Fanatismus zugetrieben. 
Mit Bomben, die laufend 

die Zivilbevölkerung tref-
fen, wird der IS gestärkt, 
die Elemente von Ernüch-
terung und Desertion sogar 
zurückgedrängt.

Vom Imperialismus ist 
keine Lösung zu erwar-
ten. Der aktuell organi-
sierteste positive Ansatz ist 
die kurdische PYD und ih-
re bewaffneten Einheiten, 
die einen nicht-ethnischen 
Kampf zu führen. In die 

militärische Enge getrie-
ben suchte sie aber nicht 
das Bündnis mit der inter-
nationalen ArbeiterInnen-
bewegung, sondern setzt 
auf eine Kooperation mit 
den US-Streitkräften so-
wie die Unterstützung As-
sads. Die Gefahr ist, dass 
bald auch die PYD/YPG von 
Teilen der sunnitischen Be-
völkerung als Teil der eth-
nisch-geprägten Kriegs-
führung gesehen wird. 
Dies könnte wiederum den 
IS stärken.

Für den Wiederauf-
bau Syriens braucht es ei-
ne multi-ethnische Kraft 
mit Massenanhang, die den 
Weg zu einer sozialisti-
schen Gesellschaftsverän-
derung zeigt. Das mag auf 
die Schnelle wenig greifbar 
klingen, doch kann sich die 
einzig realistische Chan-
ce nur als Folge des Bruchs 

mit dem Kapitalismus ent-
wickeln. Hier gilt es bei den 
kämpferischen Traditionen 
der ArbeiterInnenbewe-
gung in der Region ebenso 
anzusetzen, wie bei Pro-
testen der jüngsten Zeit: die 
größten Demonstration seit 
langem in Afghanistan, die 
sich gegen den Terror des IS 
richten. Massenproteste im 
Libanon, Irak und Kurdis-
tan, die sich ausgehend von 
sozialen Problemen rasch 
gegen die korrupten Regie-
rungen richteten und neue 
Klassenkämpfe in Ägyp-
ten. Der Wahlerfolg der 
linken HDP in der Türkei… 
Eine neue Welle des arabi-
schen Frühlings ist die bes-
te Grundlage im Kampf ge-
gen den IS. 

Und es braucht einen Frie-
den, der jegliche imperia-
listischen Ansprüche zu-
rückweist und den Schutz 
aller Minderheiten um-
fasst. Eine Voraussetzung 
dafür ist auch eine interna-
tionalistisch ausgerichte-
te Anti-Kriegs-Bewegung, 
die genügend Druck auf 
„ihre“ Regierungen aus-
üben kann. Der Imperia-
lismus wird diesen Frieden 
nicht schaffen. Imperialis-
tische Staaten und Kon-
zerne machen Geschäfte 
mit dem IS und finanzieren 
ihn so. Die OMV besitzt das 
größte türkische Öl- und 
Gasunternehmen, in der 
Türkei wird ein großer Teil 
des IS-Öls verkauft. Un-

ternehmen wie die OMV 
müssen gezwungen wer-
den, die Finanzunterla-
gen offenzulegen. Falls Ge-
schäfte mit Verbrechern 
wie dem IS belegt werden, 
wird die Forderung nach 
vollständiger Enteignung 
und Verstaatlichung gro-
ßen Anklang finden. Bür-
gerliche PolitikerInnen 
werden weder die Konten 
des IS effektiv sperren noch 
den IS enteignen. Auch da-
für braucht es die Kontrol-
le von VertreterInnen der 
ArbeiterInnenbewegung. 
Denn v.a. Gewerkschaften 
sind gefordert; z.B. mit ei-
ner Kampagne gegen Waf-
fenlieferungen und gegen 
die Zusammenarbeit von 
Politik und Wirtschaft mit 
den Regimes in der Region.

Durch Solidaritäts-Ar-
beit mit den Flüchtenden 
kann Kontakt mit jenen 
Menschen aufgenommen 
werden, die sich, nach-
dem ihr Überleben in Eu-
ropa halbwegs gesichert 
sein wird, für Frieden und 
gegen die ethnischen Spal-
tungen einsetzen wol-
len. Ein jetzt erfolgender 
Austausch von (sozialisti-
schen) Ideen sowie die ge-
meinsame Entwicklung ei-
ner Strategie von Aktivis-
tInnen in Europa und der 
syrischen Diaspora können 
zu einem späteren Zeit-
punkt in Syrien bzw. den 
Folgestaaten Goldes wert 
sein.

	 Franz Neuhold

Welche Zukunft hat der Nahe Osten in einem 
Kapitalismus, der nur mehr Horror produziert?



11Nr. 244 | 12.2015/01.2016 Jugend

Was war der Hintergrund der 
Proteste?

Renzis „Bildungsre-
form“ verpflichtet Schü-
lerInnen technischer und 
berufsorientierter Schulen 

dazu, 400 Stunden/Jahr 
gratis zu arbeiten, um ih-
ren Abschluss zu bekom-
men. Interessensvertre-
tungen von SchülerInnen 
und Beschäftigten sol-
len fast völlig abgeschafft 
werden.

Welche Rolle hat Controcor-
rente und die Jugendkam-

pagne Resistenze Internazi-
onali gespielt?

Der Protest in Genua 
am 17. November wurde 
komplett von uns organi-
siert. Das ist auch das Er-

gebnis des Bankrotts der 
traditionellen SchülerIn-
nenorganisationen, die 
sich weigerten, irgendei-
ne Form von organisier-
tem Kampf aufzunehmen. 
In den letzten Monaten 
haben wir mit Flyern und 
Plakaten ein Netzwerk von 
AktivistInnen an Schulen 
aufgebaut. Die Demo war 

erfolgreich, kämpferisch 
und inhaltlich radikal. Die 
Teilnahme wurde jedoch 
etwas durch die Niederla-
gen der letzten Jahre ge-
schwächt.

Wie kann es jetzt weiter ge-
hen?

Die Bildungsreform 
wurde gegen den Wider-
stand der SchülerInnen 
und LehrerInnen durch-
gesetzt. Die SchülerIn-
nenbewegung ist leider 
insgesamt schwach und 
desorientiert. Wir brau-
chen Aktionsgruppen in 
jeder Schule. Auch wenn 
diese anfangs nur aus 2-3 
Leuten bestehen, können 
sie sich vernetzen. So kann 
eine neue Generation ent-
stehen, die die künftigen 
Proteste gegen die kapita-
listische Kürzungspolitik 
tragen wird.

Italien: SchülerInnenproteste

Vorwärts sprach mit Giuliano
Brunetti von Controcorrente 
(italienische Schwester-
organisation der SLP).

Die Macher von Fallout 
haben ein Produkt er-
zeugt, das etwas kriti-
scher und tiefgründer ist, 
als die meisten Video-
spiele. Denn auch dafür 
gibt’s einen Markt. An-
gesiedelt knapp 100 Jah-
re nach dem 3. Weltkrieg 
im postnuklearen Ame-
rika stellt die Serie un-
verblümt die Gräueltaten 
des imperialistischen Ka-
pitalismus dar. Fast alles 
an der “Vorkriegsgesell-
schaft” ist eine Satire der 
Werte und Moralvorstel-
lungen der 1950er: kon-
servative Familienwerte, 
Individualität bloß durch 
Konsum, allgegenwärtige 
Paranoia vor einem Atom-
krieg, völlig deregulierter 
Kapitalismus, atomar be-
triebene Haushaltsrobo-
ter (Mr. Handy), damit die 
Hausfrau mehr Zeit zum 
Fernsehen hat und die 
Softdrinkmarke “Nuka-
Cola”. Die Gier nach Profit 
führt zu einer gewaltigen 
Nachfrage nach Ressour-
cen, was zu zahlreichen 
Kriegen im Nahen Osten 
und im Endeffekt zu ei-
nem unlösbaren Konflikt 
mit China führt. In Fall-
out wird die ökonomisch 
schwächere UdSSR in das 
maoistische China integ-
riert, was den kalten Krieg 
um viele Jahrzehnte ver-
längert. Das Herrschafts-
system wird nicht hinter-
fragt und in Kombination 
mit Nationalismus auf bei-

den Seiten ist die Eskalati-
on nicht mehr zu Vermei-
den. Es kommt zum (sehr 
kurzen) 3. Weltkrieg, wel-
cher nach wenigen Stun-
den mit der fast völligen 
atomaren Vernichtung der 
Erde endet.

Einer der interessan-
testen Aspekte der Serie 
waren stets die verschie-
denen Fraktionen, deren 
Gesellschaftsformen und 
Konflikte. Von indigenen 
Stämmen, über religiöse 
Sekten, faschistische Regi-
mes, bis hin zu einer “de-
mokratischen” Republik, 
welche - um ihre kapita-
listische Produktionswei-
se aufrecht zu erhalten - 
ständig neue Kriege um die 
übrigen Ressourcen führen 
muss.

Leider bleibt es in Fallout bei 
einer morbiden und zyni-
schen Kritik. Jede postnu-
kleare Gesellschaftsform 
im Spiel bleibt eine Klas-
sengesellschaft, in der eine 
privilegierte Elite über die 
Ressourcen verfügt. Geret-
tete bzw. neu entwickelte 
Technologie und Ressour-
cen in kollektives und de-
mokratisches Eigentum zu 
überführen und eine klas-
senlose Gesellschaft auf-
zubauen scheint jenseits 
des Fallout-Horizonts. So 
bleibt die Kritik ohne Ant-
wort. Es liegt an uns, diese 
zu geben. Im Spiel und im 
echten Leben.

Jens Knoll

„3,10 Euro Stundenlohn – 
Das ist moderne Sklaverei!“
Aynur Alilovski kandidiert 
an der Wiener Berufs-
schule Hütteldorferstraße 
zur Berufsschulspreche-
rin. An die Gewerkschaft 
hat sie Forderungen: 

„Lehrlinge, die im Han-
del arbeiten, bekommen 
für 38,5 Stunden (!) 495 € 
ausbezahlt. Der Stunden-
lohn beträgt 3,10€. Das ist 
moderne Sklaverei. Run-
ter mit den Stunden und 
eine höhere Lehrlings-
entschädigung!“ stellt sie 
klar, und auch: „Wohn-
beihilfe für Lehrlinge, 

denn zurzeit bekommt 
man nur das Kindergeld 
(155,80 €) als Start ins ei-
gene Leben“. Ein erster 
Schritt ist die Kandida-
tur, dann soll es weiter ge-
hen: „Man kann mit Pro-
testen auf sich aufmerk-
sam machen. Bei manchen 
Themen können Lehrer- 
Innen und SchülerInnen 
auch an einem Strang zie-
hen, um gemeinsam etwas 
zu bewegen.“ Weil insge-
samt braucht es „eine Po-
litisierung“ und „neuen 
Schwung im Schulalltag“.

Fallout: Beschränkter 
Horizont

Die FPÖ und das Christkind

Die FPÖ wirft dem „Islam“ vor, die Aufklärung verpasst 
zu haben. Gleichzeitig bekennen hochrangige FPÖler 
öffentlich, ans Christkind zu glauben – und nicht etwa 
an den bösen (weil amerikanischen) Weihnachtsmann. 
Straches Wahrsagerin weiß sicher, was das Christkind 
heuer bringt. Wir schätzen: Egal wie das Wetter ist, bei 
der FPÖ gibt’s sicher weiße Weihnachten.

Fundstück des Monats
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USA: Sozialistische Stadträtin
wiedergewählt

Niemand in Seattle hat dem 
politischen Establishment 
in den letzten zwei Jahren 
mehr Kopfschmerzen be-
reitet als Kshama Sawant. 
Nun wurde sie mit 57% 
wiedergewählt – das be-
deutet vier weitere Jahre 
Vertretung der Interessen 
der ArbeiterInnenklasse im 

Stadtrat.
In ihrer ersten Rede im 

Stadtrat im Jänner 2014 er-
klärte sie: „Ich trage den Ti-
tel ‚Sozialistin‘ mit Stolz“ 
und versprach: „Es wird 
keine Deals hinter ver-
schlossenen Türen mit Un-
ternehmen oder ihren poli-
tischen Marionetten geben. 
Es wird keinen Ausverkauf 
der Leute geben, die ich re-
präsentiere.“

Und Kshama blieb da-
bei. Ihr Büro wurde zu ei-
nem Zentrum des Wider-
stands von ArbeiterInnen, 
MieterInnen, Nicht-Wei-
ßen, LGBTQ-Personen, Mi-
grantInnen und der indige-
nen Bevölkerung. Kshama 
drückte die politische De-
batte in Seattle nach links. 
Ihr Slogan „Seattle leistbar 
machen“ verbreitete sich 

rasend. Trotzdem wurde sie 
im Stadtrat immer wieder 
von der „demokratischen“ 
Mehrheit blockiert, die eng 
an die Banken und Konzer-
ne gebunden ist. Deswegen 
hat Kshama immer wie-
der betont, dass das, was im 
Stadtrat gewonnen werden 
kann, größtenteils von der 

Stärke der Bewegungen au-
ßerhalb abhängt – und al-
les ihr Mögliche getan, um 
diese Bewegungen mit auf-
zubauen.

Wir von Socialist Alterna-
tive organisierten gemein-
sam mit Kshama ein Mee-
ting für leistbares Wohnen 
im Rathaus. Der Saal war 
voll, ebenso der Zusatzsaal 
und der Zusatzsaal für den 
Zusatzsaal. 600 Menschen 
kamen, um über ihre Erfah-
rungen mit Mieterhöhun-
gen von 50-100% zu reden. 
Wir organisierten eine De-
batte über Mietendeckelung 
gegen einen Republikaner 
und einen Immo-Lobbyis-
ten, zu der 1.000 Menschen 
kamen. Kshama und Soci-
alist Alternative haben die 
Dinge an die Öffentlichkeit 
gezerrt und Menschen ak-

tiviert. Als die LehrerInnen 
gestreikt haben, waren wir 
dort – jeden Morgen an den 
Streikposten. So haben wir 
gemeinsam mit tausenden 
PädagogInnen für die Aus-
finanzierung der Bildung 
auf Kosten der Reichen ge-
kämpft. Vom Lostreten 
der Bewegung für einen 

$15-Mindestlohn über den 
Aufbau des Widerstands 
von MieterInnen, vom Zu-
rückdrängen von Gewalt 
gegen LGBTQ-Personen bis 
zum Erlangen des „Tags der 
indigenen Bevölkerung“, 
machten Kshama und un-
sere Basisarbeit einen ent-
scheidenden Unterschied.

Die Erfahrung der letz-
ten zwei Jahre in Seattle 
birgt wertvolle Lehren für 
SozialistInnen und Arbei-
terInnen überall. Kshama 
wäre die erste, die sagen 
würde, dass der entschei-
dende Faktor in Seattle die 
Existenz einer organisier-
ten sozialistischen Bewe-
gung, besonders Socialist 
Alternative, war. Wir haben 
Kshama wichtige politische 
Unterstützung gegeben, um 
mit dem Druck umzuge-

hen, gleichzeitig im Stadt-
rat zu sein und Bewegungen 
aufzubauen. Gemeinsam 
konnten wir die wachsen-
de Wut über Ungleichheit, 
Mietenwahn und abgeho-
bene Politik in eine Bewe-
gung leiten, die sich auf ihre 
eigene Stärke, Organisatio-
nen und Ressourcen stützt.

Als es im November 2015 
um die Wiederwahl ging, 
unterstützten uns über 600 
Freiwillige, mehr als 30 Ge-
werkschaften und Dutzen-
de fortschrittliche Organi-
sationen gegen unsere Geg-
nerin von den Demokraten. 
Diese hatte Bosse, die Han-
delskammer, die Immobi-
lien-Lobby, die Vermieter-
Lobby, Amazon.com, Miet-
haie, sechs konservative 
StadträtInnen und sogar ei-
nige republikanische Milli-
onärInnen hinter sich.

Gegen diese gewaltige Op-
position des Establish-
ments, ihre prall gefüllten 
Konten und ihre Schmutz-
kübelkampagnen bauten 
wir eine machtvolle Bewe-
gung von unten auf. Wir 
klopften an 90.000 Tü-
ren und machten 170.000 
Anrufe. Wir sprachen mit 
tausenden Menschen über 
leistbares Wohnen, Un-
gleichheit, Reichensteuern 
und Politik für die Arbei-
terInnenklasse. Es war ei-
ne zuvor in Seattle nie da-

gewesene Kampagne von 
unten. Wir haben die Spen-
denrekorde gebrochen und 
das große Geld besiegt. Wir 
bekamen knapp $500.000 
von 3.500 Einzelspende-
rInnen – die meisten im 
gesamten Stadtratswahl-
kampf. Die Durchschnitts-
höhe der Spenden lag bei 
$50 (ca. 47 Euro).

Die Möglichkeiten, die 
sozialistische Bewegung in 
den USA aufzubauen wer-
den immer größer. Der Ka-
pitalismus hat der Arbeite-
rInnenklasse nichts zu bie-
ten. Die Menschen haben 
die Nase voll vom Estab-
lishment der Banken und 
Konzerne. Die Bewegung 
für einen $15-Mindestlohn 
hat im ganzen Land wich-
tige Erfolge errungen. Stu-
dierende beginnen, gegen 
die enormen Bildungskos-
ten zu kämpfen. Eine gan-
ze neue Generation wächst 
aus der antirassistischen 
Black Lives Matter- Be-
wegung. Die Kandidatur 
von Bernie Sanders trat ei-
ne riesige Welle los, die das 
wachsende Interesse an so-
zialistischen Ideen zeigt. 
Die Lehren aus Seattle wer-
den kostbar für all jene sein, 
die sich nun antikapitalis-
tischen und sozialistischen 
Ideen zuwenden.

Jess Spear, 
Socialist Alternative Seattle, 
www.socialistalternative.org

Kshama Sawants Wiederwahl spiegelt
die Wut und das Potential der 
US-amerikanischen ArbeiterInnenklasse wider.
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Die Herrschenden haben 
eine unbestechliche Lo-
gik: Beim Terror von Pa-
ris sterben ArbeiterInnen 
letztlich auch aufgrund 
der imperialistischen Po-

litik der Herrschenden 
und ihres staatlichen Ras-
sismus. Darum werden 
Anti-Terrorgesetze ge-
gen ArbeiterInnen einge-
setzt; wird gegen migran-
tische ArbeiterInnen ge-
hetzt; werden militärische 
Aktionen im Nahen Osten 
verstärkt, die wieder Ar-
beiterInnen treffen – und 
die Terrorgefahr erhöhen. 

Der Staat wird weiter auf-
gerüstet – und das Tempo 
ist enorm. Netter Neben-
effekt des Staatsnotstands 
und der Ausgangssper-
re in Frankreich war, dass 

für die fragliche Zeit an-
gekündigte Streiks in Pa-
riser Spitälern und bei Air 
France sowie Soli-Demos 
unterbunden wurden. In 
Belgien wurde eine linke 
Veranstaltung über Syrien 
verboten. Demokratische 
Rechte werden in ganz Eu-
ropa weiter beschnitten. 
Denn der eigentliche Hin-
tergrund für die interne 

und externe Aufrüstung 
ist, dass die Herrschenden 
aufgrund der Krise die Zu-
nahme von Klassenkämp-
fen und Massenprotesten 
fürchten. Sie haben Angst 
vor Widerstand im eige-
nen Land. Darum wird die 
ein Feindbild aufgebaut, 
um von sich selbst abzu-
lenken. Aber die Welt wird 
durch Überwachung, 
Aufrüstung, Rassismus 
und Militäreinsätze nicht 
sicherer – im Gegenteil! So 
wächst die Kriegsgefahr 
auch in Europa, die wie-
derum als Argument für 
Aufrüstung herhält – ein 
Teufelskreis. Das einzige 
Gegenmittel ist, wovor die 
Herrschenden am meis-
ten Angst haben: Klassen-
kampf und (internationa-
le) Solidarität!		
		  Laura Rafetseder

Nach Paris: Staaten machen mobil

33% für Sozialistin in Hongkong

Herrschende nützen Terror: 
Als Antwort auf Paris rüstet Staat 
gegen ArbeiterInnenklasse auf.

Mit der Wirtschaftskrise ge-
riet die EU selbst in die Kri-
se. Doch noch einmal zeigt 
die EU, wozu sie wirklich 
gut ist: Zum Durchdrücken 
von Wirtschaftsinteressen. 
Banken und Konzerne ver-
stecken sich hinter EU und 
Euro, um absurde Schul-
den, z.B. aus Griechenland, 
selbst gegen den Willen der 
dortigen Regierungen, ein-
zutreiben.

Der Flüchtlingsstrom 
bringt die EU jetzt noch 
mehr ins Schwanken. Mit 
dem Dublin III-Abkommen 
sollten Flüchtlinge spätes-
tens in den ärmeren süd-
europäischen Ländern auf-
gehalten werden. Dass die-
ses Abkommen zurzeit 
nicht funktioniert ist gut 
für Flüchtlinge, zeigt aber 
die politische Krise, in der 
die EU steckt. Vor dem Hin-
tergrund der wirtschaftli-
chen Krise stehen die ver-
schiedenen herrschenden 
Klassen verstärkt in Kon-
kurrenz um die kleiner 
werdenden Märkte. Die in 
Zeiten von Wachstum über-
deckten Widersprüche bre-
chen auf. Vor 2008 agier-
ten die EU-Staaten stärker 
als Partner bei der Durch-
setzung von gemeinsamen 
Kapitalinteressen außer-
halb der EU oder gegen die 
ArbeiterInnen in der EU. 
Davon profitierten auch die 
Herrschenden in den är-
meren/schwächeren Län-
dern. Mit der Krise wurde 
die EU immer mehr ein In-

strument der starken Staa-
ten und ihrer herrschenden 
Klassen gegen die Schwä-
cheren. Die Schließungen 
von Grenzen (gegen gel-
tendes EU-Recht) gegen 
Flüchtlinge spiegelt die Zer-
rissenheit der EU und die 
unterschiedlichen Interes-
sen wieder.

Doch während einerseits 
die EU zerfällt, arbeitet sie 
nach außen verstärkt mi-
litärisch zusammen. Ge-
gen den IS oder Putin haben 
die Herrschenden gemein-
same Interessen. Spätes-
tens wenn es um den luk-
rativen Wiederaufbau Sy-
riens oder den Zugang zu 
russischem Gas geht wer-
den diese Spannungen aber 
wieder aufleben.

Eine (Teil-) Auflösung der 
EU käme für MarxistInnen 
nicht überraschend. Denn 
der Kapitalismus kann – 
gerade wegen seiner Kri-
senhaftigkeit – die Natio-
nalstaaten nicht überwin-
den. Wenn die Union der 
Herrschenden zerbricht be-
deutet das aber keine auto-
matische Verbesserung für 
die ArbeiterInnen Europas. 
Die nationalistischen „Lö-
sungen“ der letzten Jahren 
brachten keine Verbesse-
rungen - im Gegenteil. Wir 
brauchen eine neue Union, 
eine der ArbeiterInnen, ge-
formt aus dem Widerstand. 
Wir brauchen die vereinig-
ten sozialistischen Staaten 
von Europa!	
		  Tilman M. Ruster

Schönwetterprojekt 
EU vor dem Aus?

Mit einer energischen Kam-
pagne erreichte die Sozia-
listin Sally Tang Mei-ching 
in Pak Tin, dem ärms-
ten Bezirk von Hongkong, 
1.152 Stimmen (33%). Sally, 
die zum ersten Mal antrat, 
ist Mitglied der Socialist 
Action (CWI in Hongkong, 
Taiwan und China) und 
war zentral aktiv in der 

„Regenbogenbewegung“ 
2014 als Zehntausende ge-
gen das undemokratische 
Vorgehen der Diktatur in 
Peking demonstrierten. 
Socialist Action fordert 

den Sturz der Diktatur in 
China sowie der kapitalis-
tischen Bonzen in Hong-
kong, aber auch die Be-
schränkung und Kontrol-
le von Mieten sowie eine 
40-Stunden-Woche. Trotz 
Hürden durch das unde-
mokratische System und 
eine Verleumdungskam-
pagne gegen Sally, die als 

„brutale Sozialistin“ be-
zeichnet wurde, war die 
Kampagne ein Grundstein 
für den Aufbau einer sozi-
alistischen Alternative.		
		  www.chinaworker.info

Polizeigewalt gegen Sozialisten
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Obwohl die Diktatur in 
Chile offiziell seit über 
25 Jahre vorbei ist, bleibt 
ihr Apparat intakt. Das 
bekam im November ein 
15-jähriges Mitglied von 
Socialismo Revoluciona-
rio (CWI in Chile) zu spü-
ren. Nach seiner Verhaf-
tung wegen einer „ver-
dächtigen Tasche“ (sei-
ner Schultasche!) wurde 
er von mehreren Poli-
zisten brutal geschlagen 
und gefoltert. Die Polizei 
meinte, das wäre wegen 
seiner Teilnahme an Pro-

testen, er solle künftig 
„lieber zu Hause bleiben“. 
Polizeigewalt bedroht in 
Chile Proteste von Arbei-
terInnen, Studierenden 
und Indigenen, vor allem 
junge Frauen sind sexu-
ellen Übergriffen durch 

„Sicherheitskräfte“ aus-
gesetzt. Nur eine Mas-
senbewegung kann Folter 
und Polizeigewalt in Chi-
le beenden – SR bereitet 
daher eine Kampagne ge-
gen Repression vor.

revistasocialismo
revolucionario.blogspot.com

Frauenrechte
Das Abtreibungsverbot 
zwingt jährlich Tausende 
Irinnen zu teuren Abtrei-
bungen im Ausland und 
gefährlichen illegalen Ab-
brüchen. Die Frauenorga-
nisation ROSA organisiert 
daher mit Ruth Coppinger 
(Parlamentsabgeordne-
te Socialist Party, CWI in 
Irland) den „Abtreibung-
spillenbus“, der Informa-
tionen über Abtreibungen 
und die Abtreibungspil-
le verteilt, die gefahrlose 
Abtreibungen ermöglicht.

www.socialistparty.ie
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Ehrenamt: Kapitalismus 
profitiert von Menschlichkeit

Menschen haben keinen 
Job, Flüchtlinge kein Es-
sen und Geld ist keines 
da. Wie soll das bewältigt 
werden? Glücklicherwei-
se gibt uns „unser“ Staat“ 
flink eine Antwort: durch 
das Ehrenamt, die Frei-
willigenarbeit. Denn diese 
hat im „Abendland“ Tra-
dition. „Der individuelle 
Beitrag zum allgemeinen 
Wohl“ gehörte schon in 
der Antike zum guten Ton. 
Alleine die „kirchliche 
Arbeit“ für das „Seelen-
wohl“ hat in vergangenen 
Jahrhunderten Unzählige 
zu freiwilliger Arbeit ani-
miert (bzw. verpflichtet). 
Alle Religionen stellen so 
ein Bindeglied her: Zwi-
schen der Menschlichkeit 
des Individuums, das an-
dere unterstützen will, 
und den Begehrlichkeiten 
der Klassengesellschaft, 
die dafür sorgt, dass es 
Armut und Elend gibt. An 
diesem Spagat hat auch die 
aufgeklärte bürgerliche 
Gesellschaft nichts geän-
dert. Zwar konnte die Ar-
beiterInnenbewegung v.a. 
in den Industriestaaten 
öffentliche Sozialeinrich-
tungen erkämpfen, doch 
sind diese nicht ausrei-
chend und werden weg-
gekürzt. Daher ging der 
Neoliberalismus seit den 
1980er Jahren auch einher 

mit einer ideologischen 
Offensive, in der ehren-
amtliche Tätigkeit gelobt 
und gefördert wurde. Hilft 
sie doch die Löcher stop-
fen, die der Sozialabbau 
reißt.

Heute engagieren sich laut 
CEV (European Volunteer 
Centre) 3 von 10 Europä-
erInnen ehrenamtlich. 
„Nichtregierungsorga-
nisationen“ sprießen, die 
Landeshauptstädte bieten 
über ihre Web-Auftritt 
Ehrenamtsbörsen an und 
die großen Sozialträger 
und –institutionen kön-
nen sich meist nur durch 
freiwilliges Engagement 
über Wasser halten. Sta-
tistiken der BMASK (2013) 
zählen 14,7 Millionen Ar-
beitsstunden, welche in 
Österreich jährlich frei-
willig geleistet werden. 
Diese Arbeitsleistung ent-
spricht 230.000 Vollzeit-
stellen. Wären es bezahlte 
Jobs, könnte die Arbeits-
losigkeit um mehr als die 
Hälfte reduziert werden. 
Und es ist davon auszuge-
hen, dass im Rahmen der 
unglaublichen Solidari-
sierung mit Flüchtlingen 
diese Zahl rapide ange-
stiegen ist.

Die kostenlose (oft von 
Frauen geleistete) Arbeit 
spart dem Kapital Milliar-

den. Die brutalen Folgen des 
Neoliberalismus werden so 
kaschiert. Und die Hilfsbe-
reitschaft wird auch aus-
genützt, um Löhne zu drü-
cken und Arbeitsschutz-
bestimmungen aufzuwei-
chen. Anstatt angesichts 
der vielen Fahrten mit 
Flüchtlingen ausreichend 
Personal einzustellen setzte 
die Regierung z.B. einfach 
die Regelung für die Ruhe-
zeiten bei den Postbusfah-
rerInnen außer Kraft. Der 
Umgang der Herrschenden 
mit dieser Arbeit ist mehr 
als zynisch. Denn „ent-
lohnt“ werden jene, die Gu-
tes tun, meist nur durch ei-
nen feuchten Händedruck 
oder ein symbolisches Dan-
keschön (ein medienwirk-
sames Danke-Fest z.B.).

Es ist gut, wenn der ÖGB 
die Rechte von Ehrenamt-
lichen verteidigt (z.B. wenn 
die Neos Menschen unbe-
zahlt beschäftigen wol-
len oder das Team Stronach 
Geld von Ehrenamtlichen 
verlangt). Doch das reicht 
bei weitem nicht. Es wä-
re die Aufgabe der Gewerk-
schaft, nicht nur Resolu-
tionen zu verabschieden, 
sondern gut bezahlte Voll-
zeitjobs zu erkämpfen. Es 
darf hier keine Spaltung in 
Ehrenamtliche und „Pro-
fis“ zugelassen werden. 
Wenn Freiwilligenarbeit als 

Grund für Lohnsenkungen 
verwendet wird, muss der 
ÖGB dies mit einer Kampa-
gne für eine saftige Lohn-
erhöhung und Jobs für die 
Ehrenamtlichen (und die 
Hauptamtlichen) kontern. 
Gerade vor dem Hinter-
grund der steigenden Ar-
beitslosigkeit wäre dies eine 
Maßnahme, welche mehr 
bringt als jedes Regierungs-
„konzept“ der vergangenen 
Jahrzehnte.

Die Hilfsbereitschaft der 
unzähligen HelferInnen 
und ehrenamtlich ar-
beitenden Menschen ist 
großartig und zeigt, dass 
es nicht möglich ist, dem 
Menschen seine sozia-
le Veranlagung auszu-
treiben. Auch wenn wir 
hin zu Egoismus und El-
lenbogengesellschaft er-
zogen werden. Das zeigt 
auch, dass all das Gere-
de, dass der Sozialismus 
am Egoismus der Men-
schen scheitern würde, 
Blödsinn ist. Diese Arbeit 
ist – wenn wirklich frei-
willig – selbstbestimm-
ter und weniger entfrem-
det als die zum Überle-
ben nötige „Lohnarbeit“. 
Neben diesem Element 
der Selbstverwirklichung 
durch sinnstiftende Ar-
beit gibt es auch noch die 
Notwendigkeit dazu. In 

der Geschichte der Ar-
beiterInnenbewegung ist 
in die unterschiedlichs-
ten politischen Aktivitä-
ten freiwillig Arbeitszeit 
investiert worden. Zehn-
tausende BetriebsrätIn-
nen, GewerkschafterIn-
nen und politische Akti-
vistInnen arbeiten ehren-
amtlich. Sie sind es auch, 
die immer wieder darauf 
achten müssen, dem Hel-
fen eine politische Dimen-
sion zu geben. Zu verhin-
dern, dass sich HelferIn-
nen aufreiben um die Lö-
cher zu stopfen, die die 
öffentliche Hand lässt und 
das Helfen mit dem poli-
tischen Kampf für mehr 
bezahlte Ressourcen und 
auch mit dem Kampf für 
eine andere, eine bessere 
Gesellschaft zu verbinden.

In einer sozialistischen 
Gesellschaft, wo Arbeit 
nicht mehr Zwang und 
Ausbeutung ist, sondern 
kreativ, interessant und 
sinnvoll ist und wo die Ar-
beitszeit durch den tech-
nischen Fortschritt auf ein 
Minimum reduziert wird, 
haben wir alle genug Zeit 
und Möglichkeit, uns „eh-
renamtlich“ einzubringen. 
Nicht pervertiert und miss-
braucht wie so viele Dinge 
in der kapitalistischen Nor-
malität.

Moritz C. Erkl

Der Kapitalismus missbraucht den Drang von Menschen zu 
helfen schamlos zur Profitsteigerung.
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NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Freitag, 1700 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Dienstag, 1830 Uhr  
im ‘El Encuentro’ 
Griesgasse 50

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1900 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

NIEDEROST. & TIROL

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP Wien-West 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
Buchhandlung ‘Libreria Utopia’ 
15,; Preysinggasse 26 - 28 
(Nähe U3 Schweglerstraße)

SLP Brigittenau-Ost 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
in der ‘Pizzeria Delfino’ 
20,; Engerthstraße 92 
(Nähe U6 Handelskai)

SLP Brigittenau-West 
jeweils Donnerstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20,; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

 
Zahlreiche 
Termine und  
Veranstaltungshinweise  
auf www.slp.at

Kein SLP-Treffen in der Nähe?� 
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Antifaschistische Arbeit 
ist Gewerkschaftsarbeit.

Der ÖGB erweckt oft 
den Eindruck, als ob An-
tifaschismus Sache linker 
Studis und nicht der Ar-
beiterInnenbewegung sei. 
Aber das Mobilisierungs-
potential und die Gewalt-

bereitschaft von Rechts-
extremen nehmen zu, und 
ihre Opfer sind v.a. Arbei-
terInnen und Arme. Iden-
titäre und Nazi-Hools, 
die MigrantInnen auf der 
Straße angreifen, und die 
FPÖ, die sie zum Sünden-
bock für soziale Proble-
me macht, sind zwei Sei-
ten einer Medaille. Die 
etablierte Rechte im Par-
lament versucht, durch 
Spaltung der ArbeiterIn-

nen nach ethnischen Lini-
en das Proletariat zu tren-
nen. Und Identitäre & Co 
ziehen die Schlussfolge-
rungen auf der Straße.

Es ist kein Zufall, dass 
sich einer der schwersten 
rechtsextremen Überfäl-
le der letzten Jahre gegen 

türkische Gewerkschaf-
terInnen richtete. Die or-
ganisierte ArbeiterInnen-
bewegung ist die Kraft, 
die den Faschismus wirk-
lich stoppen kann – und 
ist daher auch ein Haupt-
ziel von Faschisten. Neue 
faschistische Parteien wie 
die Goldene Morgenrö-
te in Griechenland grei-
fen nicht zufällig gerade 
GewerkschafterInnen und 
ArbeiterInnen an.

Eine Gewerkschafts-
strategie, die den Sie-
geszug der Rechten vom 
schon salonfähigen Stra-
che bis zu den noch nicht 
salonfähigen Identitären 
aufhalten soll, muss die-
se Teile-und-Herrsche-
Strategie unterbinden, 
indem sie Klassenbe-
wusstsein gegen Rassis-
mus stellt. Sie muss zei-
gen, dass österreichische 
wie migrantische Arbei-
terInnen gemeinsame In-
teressen gegenüber den 
österreichischen Kapi-
talistInnen haben. Und 
dass die Rechten nicht die 
Kraft sind, die diese Inte-
ressen für sie erkämpfen. 
Das wird nur funktionie-
ren, wenn die Gewerk-
schaften antifaschistische 
Aktionen nicht ignorieren 
und studentischen Mili-
eus überlassen, sondern 
sich selbst an ihre Spitze 
stellen.

Seit meiner Jugend interes-
siere ich mich nun schon 
für das politische Weltge-
schehen. Allerdings war 
ich der Meinung, dass kei-
ne der etablierten Parteien 
ehrlich meine Interessen 
vertritt. Somit wollte ich 
mich auch nicht für eine 
der „großen“ Parteien en-
gagieren.

Vor einiger Zeit lern-
te ich dann über Bekannte 
die SLP kennen, ich ging 
zu den Ortsgruppentref-
fen in Graz und beteilig-

te mich an Aktionen und 
Demos. Dadurch lernte 
ich die Ziele und Ideale der 
SLP immer besser kennen 
und wusste, das ist die 
Partei, die meine Sicht-
weise der Welt widerspie-
gelt.

Vor allem bei Demos ge-
gen rechte Hetzer, wie die 
Pegida oder die Partei des 
Volkes, war ich immer 
vorne dabei. Ich will nicht 
länger mitansehen müs-
sen, wie versucht wird, 
für die Probleme in unse-

rer Gesellschaft ausländi-
sche MitbürgerInnen oder 
sozial schwache Personen 
verantwortlich zu ma-
chen. Auch diverse Reak-
tionen auf die sogenannte 
„Flüchtlingswelle“ scho-
ckierten mich. Gerade für 
Menschen, die aus einem 
Kriegsgebiet fliehen oder 
nicht wissen, wie sie ihre 
Familie ernähren sollen, 
ist es wichtig Solidarität 
zu zeigen. 

Melanie P., 27, 
Bürokauffrau

Das bekannte SLP-Trans-
parent „Rassismus schafft 
keine Arbeitsplätze: Ge-
meinsam kämpfen für 
Jobs & höhere Löhne!“ 
hat schon fast Kult-Sta-
tus. Kaum eine Demonst-
ration, auf der es nicht zu 
sehen war. Doch in Spiel-
feld wurde es nach ei-
nem brutalen Angriff von 
Rechten gestohlen. Ein 
Bild zeigt FPÖ-Fohnsdorf 
Gemeinderat Kerbl mit 
dem Transparent unterm 
Arm! Wie ist es dorthin 

gelangt und was hat er 
damit vor?

Gerade angesichts der 
immer offensiver und 
immer aggressiver auf-
tretenden Rechten ist es 
umso notwendiger laut – 
und auch gut sichtbar – 
zu sein. Daher brauchen 
wir ein neues Transparent 
(Kosten ca. € 100.-).

Spenden bitte auf:
IBAN: AT25600000000 

8812733 
BIC: OPSKATWW

SLP-Programm genau erklärt:

Mein Weg zur SLP

Was macht ein FPÖ-Gemeinderat 
mit einem SLP-Transparent?

Andere über uns

Jetzt abonnieren: www.slp.at

Die sozialistische Zeitung seit 1983

seit September 2011:

Neues, handliches Format

Neues, modernes Design

Mehr Berichte & Analysen 
aus sozialistischer Sicht

Jahres-Abo (10 Ausgaben)
€ 24,– Normal-Abo 
€ 14,– Sozial-Abo für Menschen ohne eigenem Einkommen 
ab € 7.-/Monat: Alles Inklusive Abo (alle Publikationen der SLP) 

Die Berichterstattung über die Zielpunkt-Pleite trieb 
teilweise kuriose Blüten. So übernahmen etwa Krone, 
Wirtschaftsblatt, msn.com und zahlreiche andere ei-
ne Pressemeldung, in der sowohl Kardinal Schönborn 
als auch die SLP zu Wort kommen: Während in dem Ar-
tikel Schönborn zahnlos Mitleid mit den Beschäftigten 
bekundet, ruft die SLP zur Demonstration und zum Wi-
derstand auf.

Abo-Zahlungen & Spenden: IBAN: AT25600000000 8812733 
	     BIC: OPSKATWW

Klassenbewusstsein
statt Rassismus.
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FF Schluss mit Arbeitslosigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & Konzerne wollen wir ein 
öffentliches Investitionsprogramm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr.
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürftigen 
durch bezahlte Fachkräfte. Schluss mit 
Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern.
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Garantierte Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat und Aufrüstung 
setzen wir auf soziale Sicherheit. 
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organisation 
wie Burschenschaften & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 
sondern wir brauchen eine neue starke, 

kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben.
FF Hunger, Krieg, Umweltzerstörung, Armut 
& Verschuldung sind die Folge neokolonialer 
Politik im Interesse von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit oder Mitgliedschaft in 
imperialistischen Militärbündnissen. Nur 
internationale Solidarität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewegung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges Leben für Alle schaffen.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand durch 
eine demokratisch geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & Profiten bestimmt wird.
FF Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.Di
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Wie jedes Jahr finden An-
fang 2016 mehrere als Bäl-
le getarnte rechtsextreme 
Treffen, v.a. von Burschen-
schaftern, statt. Doch die-
ses Jahr ist einiges anders. 
Immer öfter kommt es zu 
Übergriffen von rechts. Im-
mer noch gibt es Menschen, 
die sagen, wir sollten „die 
Rechten doch ignorieren“ 
oder die sich in ihrer poli-
tischen Arbeit rein auf mo-
ralische Entrüstung be-
schränken. Während Ras-
sismus immer mehr zur 
Normalität wird und die 
Rechten als „besorgte Bür-

ger“ ganz legal aufmar-
schieren. Doch Rechte ver-
schwinden nicht, wenn wir 
die Augen zumachen. Viele 
Forderungen von FPÖ&Co. 
sind mittlerweile Gesetz 
weil sie von SPÖ und ÖVP 
umgesetzt werden. 

Bei den Protesten ge-
gen die rechten Treffen ist 
es wichtig, zahlreich auf 
die Straße zu gehen. Um 
klar zu machen, dass die 
FPÖ eine Partei von und für 
Banken und Konzerne(n) 
ist. Und auch gegen die 
Kürzungspolitik der Bun-
des- und Landesregierun-

gen. Weil immer öfter FPÖ 
drinsteckt, wo ÖVP und 
sogar SPÖ draufsteht.

Mehr Rechte auf der 
Straße bedeuten, dass es 
zu noch mehr Angriffen 
auf Linke, MigrantInnen 
und alle anderen, die nicht 
ins rechte Weltbild pas-
sen, kommt. Doch sie prü-
geln auch den Weg frei, für 
Privatisierungen, Sozial-
kürzungen und Neolibe-
ralismus. Deswegen de-
monstrieren wir gegen die 
rechten „Bälle“ und gegen 
Sparpolitik.	

	 Berenike Spilka

Auf die Straße gegen 
rechte Gewalt!

Antifaschismus im Weinberg

Statt schöner Worte braucht es einen 
heißen Antifa-Winter gegen soziale 
Kälte.


